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Allgemeinverfügung

1.  Für die unter Ziffer 3 genannten Zeiträume während der 
UEFA Fußball-Europameisterschaft 2020 (11.06.2021 – 
11.07.2021) ist das Mitführen und die Benutzung von Glas-
behältnissen (z. B. Flaschen und Gläser) in den unter Ziffer 4 
definierten Bereichen außerhalb von geschlossenen Räu-
men sowie der genehmigten Freischankflächen untersagt. 
 
Von diesem Verbot ist das Mitführen von Glasbehältnissen 
durch Getränkelieferanten und Personen, die diese offen-
sichtlich und ausschließlich nur zur häuslichen Verwendung 
erworben haben, ausgenommen.

2.  Das Mitführen, Abbrennen und Abschießen von Feuer-
werkskörpern, Rauchkörpern, Leuchtkugeln oder anderen 
pyrotechnischen Gegenständen im Sinne des Sprengstoff-
gesetzes (SprengG) ist für die unter Ziffer 3 genannten Zeit-
räume in den unter Ziffer 4 definierten Bereichen untersagt.

3.  Die Verbote nach den Ziffern 1 und 2 gelten an allen Spiel-
tagen und für folgende Zeiträume:

Gruppenphase:

von Fr., 11.06.2021 20:00 Uhr bis Sa., 12.06.2021 05:00 Uhr
von Sa., 12.06.2021 14:00 Uhr bis So., 13.06.2021 05:00 Uhr
von So., 13.06.2021 14:00 Uhr bis Mo., 14.06.2021 05:00 Uhr
von Mo., 14.06.2021 14:00 Uhr bis Di., 15.06.2021 05:00 Uhr
von Di., 15.06.2021 17:00 Uhr bis Mi., 16.06.2021 05:00 Uhr
von Mi., 16.06.2021 14:00 Uhr bis Do., 17.06.2021 05:00 Uhr
von Do., 17.06.2021 14:00 Uhr bis Fr., 18.06.2021 05:00 Uhr
von Fr., 18.06.2021 14:00 Uhr bis Sa., 19.06.2021 05:00 Uhr
von Sa., 19.06.2021 14:00 Uhr bis So., 20.06.2021 05:00 Uhr
von So., 20.06.2021 17:00 Uhr bis Mo., 21.06.2021 05:00 Uhr
von Mo., 21.06.2021 17:00 Uhr bis Di., 22.06.2021 05:00 Uhr
von Di., 22.06.2021 20:00 Uhr bis Mi., 23.06.2021 05:00 Uhr
von Mi., 23.06.2021 17:00 Uhr bis Do., 24.06.2021 05:00 Uhr

Achtelfinale:

von Sa., 26.06.2021 17:00 Uhr bis So., 27.06.2021 05:00 Uhr
von So., 27.06.2021 17:00 Uhr bis Mo., 28.06.2021 05:00 Uhr 
von Mo., 28.06.2021 17:00 Uhr bis Di., 29.06.2021 05:00 Uhr
von Di., 29.06.2021 17:00 Uhr bis Mi., 30.06.2021 05:00 Uhr
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Viertelfinale:

von Fr., 02.07.2021 17:00 Uhr bis Sa., 03.07.2021 05:00 Uhr
von Sa., 03.07.2021 17:00 Uhr bis So., 04.07.2021 05:00 Uhr

Halbfinale:

von Di., 06.07.2021 20:00 Uhr bis Mi., 07.07.2021 05:00 Uhr
von Mi., 07.07.2021 20:00 Uhr bis Do., 08.07.2021 05:00 Uhr

Finale:

von So., 11.07.2021 20:00 Uhr bis Mo. 12.07.2021 05:00 Uhr

4.  Die Verbote nach den Ziffern 1 und 2 gelten für folgende 
Bereiche an der Leopoldstraße und der Ludwigstraße:

Nord-/ Südrichtung:
Leopoldstraße ab Münchner Freiheit (einschließlich) entlang 
der Ludwigstraße bis zum Odeonsplatz (einschließlich),  
sowie im weiteren Verlauf Theatiner- und Residenzstraße bis 
einschließlich südlich der Feldherrnhalle und Platz vor der 
Feldherrnhalle (gesamt).

Westliche Begrenzung:
Clemensstraße bis zur Hausnummer 1 (einschließlich), Her-
zogstraße bis zur Hausnummer 1 a (einschließlich), Kaiser-
straße bis zur Hausnummer 1 (ausschließlich), Hohenzollern-
straße bis zur Hausnummer 4 (einschließlich), Ainmillerstraße 
bis zur Hausnummer 2 a (einschließlich), Franz-Joseph-Straße 
bis zur Hausnummer 2 (einschließlich), Georgenstraße bis zur 
Hausnummer 2 (ausschließlich), Akademiestraße bis zur 
Hausnummer 1 (einschließlich), Adalbertstraße bis zur Haus-
nummer 6 (einschließlich), Geschwister-Scholl-Platz (ge-
samt), Schellingstraße bis zur Hausnummer 4 (ausschließ-
lich), Theresienstraße bis zur Hausnummer 1 (einschließlich), 
Rheinbergstraße bis zur Hausnummer 7 (ausschließlich),  
Oskar-von-Miller-Ring bis zur Hausnummer 38 (einschließlich)

Östliche Begrenzung:
Haimhauserstraße bis zur Hausnummer 1 (ausschließlich), 
Feilitzschstraße bis zur Hausnummer 1 (einschließlich), 
Franzstraße bis zur Hausnummer 1 (einschließlich), Fendstraße 
bis zur Hausnummer 1 (einschließlich), Nikolaistraße bis zur 
Hausnummer 2 (einschließlich), Trautenwolfstraße bis zur 
Hausnummer 1 (einschließlich), Martiusstraße bis zur Haus-
nummer 2 (ausschließlich), Giselastraße bis zur Hausnummer 
3 (ausschließlich), Ohmstraße bis zur Hausnummer 1 (aus-
schließlich), Schackstraße bis zur Hausnummer 1 (einschließ-
lich), Professor-Huber-Platz (gesamt), Walter-Klingenbeck-
Weg bis zur Hausnummer 1 (einschließlich), Schönfeldstraße 
bis zur Hausnummer 6 (einschließlich), Von-der-Tann-Straße 
bis zur Hausnummer 2 (ausschließlich), Galeriestraße bis zur 
Hausnummer 2 (ausschließlich)

Soweit nicht anders bezeichnet, erstreckt sich das Glas-  
und Pyrotechnikverbot jeweils auf beide Straßenseiten sowie 
die Gehwegbereiche. Der räumliche Geltungsbereich des 
Verbots ist den beiliegenden Lageplänen zu entnehmen.  
Die Lagepläne sind Bestandteil dieser Allgemeinverfügung.

5.  Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß Art. 41 Abs. 4 BayV-
wVfG am 09.06.2021 ab 20.00 Uhr durch Veröffentlichung 
im Internet (www.muenchen.de), in Rundfunk und Presse 
als bekannt gegeben und ist ab dem 11.06.2021, 0.00 Uhr, 
wirksam. 

6.  Die sofortige Vollziehung der Ziffern 1 und 2 dieser Allge-
meinverfügung wird angeordnet.

7.  Die Allgemeinverfügung und ihre Begründung kann im 
Kreisverwaltungsreferat, Dienstgebäude Ruppertstraße 19, 
Raum 42.79, 80337 München nach vorheriger Terminverein-
barung eingesehen werden und ist auf der städtischen  
Internetseite unter www.muenchen.de abrufbar.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines  
Monats nach ihrer Bekanntgabe Klage erhoben werden bei 
dem Bayerischen Verwaltungsgericht München.

Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:

a) Schriftlich an oder zur Niederschrift bei 
Bayerisches Verwaltungsgericht München
Postanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München 

b)  Elektronisch nach Maßgabe der Bedingungen, die der  
Internetpräsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit  
www.vgh.bayern.de zu entnehmen sind  
 
 Hinweis:  Die Klageerhebung per einfacher E-Mail ist nicht 

zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkun-
gen!

Hinweis:
Wer entgegen dieser Allgemeinverfügung im unter Ziffer 3 de-
finierten zeitlichen und im unter Ziffer 4 definierten räumlichen 
Geltungsbereich Glasflaschen mitführt oder benutzt oder pyro-
technische Gegenstände mitführt, abbrennt oder abschießt, 
kann mit einer Geldbuße in Höhe von bis zu 1.000,– € belegt 
werden.

München, 09. Juni 2021 Kreisverwaltungsreferat
 Mickisch
 Stadtdirektor
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Satzung zur Änderung der Satzung zur Regelung  
der allgemeinen Grundsätze für die Abfallentsorgung  
im Gebiet der Landeshauptstadt München 
(Allgemeine Abfallsatzung)

vom 8. September 2021

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 7 
Abs. 1 Sätze 1 bis 4 in Verbindung mit Art. 3 Abs. 1 des Ge-
setzes zur Vermeidung, Verwertung und sonstigen Bewirtschaf-
tung von Abfällen in Bayern (Bayerisches Abfallwirtschafts-
gesetz – BayAbfG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
09.08.1996 (GVBl. S.396, ber. S. 449, Bay RS 2129-2-1-U),  
zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.11.2020 (GVBl. S. 598), 
sowie der Art. 23 und 24 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 2 Satz 2 
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (Gemeinde-
ordnung – GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22.08.1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 09.03.2021 (GVBl. S. 74), folgende Satzung:

§ 1

Die Satzung zur Regelung der allgemeinen Grundsätze für die 
Abfallentsorgung im Gebiet der Landeshauptstadt München 
(Allgemeine Abfallsatzung) vom 17.07.1992 (MüABl. S. 233, 
ber. S. 333), zuletzt geändert durch Satzung vom 15.06.2019 
(MüABl. S. 258), wird wie folgt geändert:

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a)  In Absatz 1 Nr. 7 Buchstabe d) werden die Worte „der Ver-
ordnung über die Vermeidung und Verwertung von Verpa-
ckungsabfällen (Verpackungsverordnung) vom 21.08.1998 
(BGBl. S. 2379)“ durch die Worte „des Gesetzes über das 
Inverkehrbringen, die Rücknahme und die hochwertige 
Verwertung von Verpackungen (Verpackungsgesetz – Ver-
packG) vom 05.07.2017 (BGBl. I S. 2234)“ ersetzt.  

b)  In Absatz 1 Nr. 7 Buchstabe f) Satz 2 werden die Worte 
„die Vorschriften der Nachweisverordnung sind zu beach-
ten“ durch die Worte „die die Zuordnungskriterien der  
Deponieklasse II gemäß Anhang 3 Tabelle 2 der Deponie-
verordnung einhalten“ ersetzt. 

c)  In Absatz 1 Nr. 8 werden die Worte „§ 20 Abs. 2 KrWG“ 
durch die Worte „§ 20 Abs. 3 KrWG“ ersetzt. 

d)  In Absatz 4 werden die Worte „ist der Abfallbesitzer“ durch 
die Worte „sind die Abfallbesitzer*innen“ und die Worte 
„nach Maßgabe des § 7 Abs. 2 KrWG“ durch die Worte 
„entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen“ ersetzt.

2. § 4 wird wie folgt geändert: 

a)  In Absatz 1 werden die Worte „oder Schadensersatz“ ge-
strichen. 

b)  Dem Absatz 1 werden folgende Sätze 2 und 3 angefügt: 

„Ebenso besteht kein Anspruch auf Schadensersatz, es 
sei denn, die Stadt hat die Störung grob fahrlässig oder 
vorsätzlich verursacht. Sätze 1 und 2 gelten auch, wenn 
die Abfallentsorgung aus Gründen, die die Stadt nicht zu 
vertreten hat, nicht, nur teilweise oder erst zu einem späte-
ren Zeitpunkt erfolgen kann (z.B. Abfallbehälter lassen  
sich wegen Einfrieren, Verkeilen, übermäßigem Verdichten 
nicht leeren oder Abfall-Annahmestellen müssen geschlos-
sen werden).“ 

c)  In Absatz 2 werden die Worte „Grundstückseigentümerin-
nen und den Grundstückseigentümern“ durch das Wort 
„Grundstückseigentümer*innen“ ersetzt.

3.  In § 5 Satz 2 werden die Worte „Besitzerin oder den Besit-
zer“ durch das Wort „Besitzer*innen“ ersetzt. 

§ 2 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 

Der Stadtrat hat die Satzung am 23.06.2021 beschlossen.

Die Regierung von Oberbayern hat den Regelungen in § 4 
über den Ausschluss bestimmter Abfallarten von der Entsor-
gung mit Schreiben vom 28.06.2021 (Az.: ROB-55.1-8104.
AA_4-4-8-14) zugestimmt.

München, 8. September 2021 Dieter Reiter
  Oberbürgermeister

Satzung zur Änderung der Satzung über 
die Hausmüllentsorgung der Landeshauptstadt München
(Hausmüllentsorgungssatzung)

vom  8. September 2021

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 7 
Abs. 1 Sätze 1 bis 4 in Verbindung mit Art. 3 Abs. 1 des Ge-
setzes zur Vermeidung, Verwertung und sonstigen Bewirtschaf-
tung von Abfällen in Bayern (Bayerisches Abfallwirtschafts-
gesetz – BayAbfG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
09.08.1996 (GVBl. S. 396, ber. S. 449, BayRS 2129-2-1-U), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 23.11.2020 (GVBl. S. 598), 
sowie der Art. 23 und 24 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 2 Satz 2 
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (Gemeinde-
ordnung – GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22.08.1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 09.03.2021 (GVBl. S. 74), folgende Sat-
zung:

§ 1

Die Satzung über die Hausmüllentsorgung der Landeshaupt-
stadt München (Hausmüllentsorgungssatzung) vom 
12.12.2001 (MüABl. S. 529), zuletzt geändert durch Satzung 
vom 16.06.2019 (MüABl. S. 258), wird wie folgt geändert:

1.  In § 2 Absatz 5 Satz 1 und § 8 Absatz 4 Sätzen 1 und 2 
werden die Worte „Grundstücks eigentümerinnen und 
Grundstückseigentümern“ durch das Wort „Grundstücks-
eigen tümer*innen“ ersetzt. 

2.  In § 3 Absatz 1 Sätze 1 und 3 werden die Worte „Eigentü-
merinnen und Eigentümer“ durch das Wort „Eigentümer*in-
nen“ ersetzt. 

3.  In der Überschrift von § 4 und in § 4 Absatz 1 Satz 1 wer-
den die Worte „Hausmüllbesitzerinnen und -besitzer“ durch 
das Wort „Hausmüllbesitzer*innen“ ersetzt. 

4.  In den § 4 Absatz 3 Satz 4 und § 6 Absatz 1 Satz 17 werden 
die Worte „Abfallbesitzerin bzw. der Abfallbesitzer“ durch 
die Worte „oder der Abfallbesitzer*in“ ersetzt. 

5.  In den § 5 Absatz 6 Satz 4, § 8 Absatz 2 Sätze 1 und 4 und 
§ 10 Satz 2 zweiter Halbsatz werden die Worte „Grund-
stückseigentümerinnen bzw. -eigentümer“ durch das Wort 
„Grundstückseigentümer*innen“ ersetzt. 
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6.     In § 5 Absatz 6 Sätze 6 und 9 werden die Worte „Jede 
Pflichtige bzw. jeder Pflichtige“ durch die Worte „Jede/-r 
Pflichtige“ ersetzt. 

7.    In § 8 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 Satz 1 werden die 
Worte „Besitzerin bzw. Besitzer“ durch das Wort 
„Besitzer*in“ ersetzt. 

8.    In § 8 Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3 Satz 1 werden die 
Worte „Beauftragte bzw. der Beauftragte“ durch die Worte 
„oder der Beauftragte“ ersetzt. Und in § 8 Absatz 3 Satz 2 
wird „sie/er“ durch „sie oder er“ ersetzt. 

9.    In § 8 Absatz 3 Satz 3 und Absatz 4 Sätze 1 und 2 werden 
die Worte „der Beauftragten bzw. dem Beauftragten“ 
durch die Worte „der oder dem Beauftragten“ ersetzt.

10.  In § 13 Absatz 1 Buchstabe a) Ziffern 23 und 27 werden 
die Worte „Benutzungspflichtige bzw. -pflichtiger“ durch 
das Wort „Benutzungspflichtige*r“ ersetzt. 

11.  In § 1 Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „Papier/Pappe/
Karton“ durch das Wort „Papierabfall“ und das Wort  
„Biomüll“ wird durch das Wort „Bioabfall“ ersetzt. 

12.  § 1 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden am Satzanfang die Worte 
„Jede Benutzerin und jeder Benutzer“ durch die Worte 
„Jede/-r Benutzer*in“ und „ihr/ihm“ wird durch „ihr oder 
ihm“ ersetzt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „Bürgerinnen und 
Bürger“ durch das Wort „Bürger*innen“ und die Worte  
„Abfallberaterinnen und Abfallberater“ durch das Wort 
„Abfallberater*innen“ ersetzt. 

13. § 2 wird wie folgt geändert: 

a)  In Absatz 1 Satz 3 werden die Worte „Erzeugerinnen  
bzw. Erzeugern“ durch das Wort „Erzeuger*innen“ und 
die Worte „Besitzerinnen bzw. Besitzern“ durch das Wort 
„Besitzer*in nen“ ersetzt. 

b)  In Absatz 3 werden die Worte „Besitzerinnen und Besit-
zer“ durch das Wort „Besitzer*innen“ ersetzt. 

c)  In Absatz 5 Satz 2 werden die Worte „jede/jeder“ durch 
das Wort „jede/-r“ ersetzt. 

14. § 3 wird wie folgt geändert: 

a)  In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „wirtschaftliche Ei-
gentümerin bzw. den wirtschaftlichen Eigentümer“ durch 
die Worte „bzw. den wirtschaftliche*n Eigentümer*in“  
ersetzt. 

b)  In Absatz 1 Satz 4 werden vor die Worte „der Erbbau-
berechtigte“ die Worte „die oder“ eingefügt und die Worte 
„der Nießbraucher“ durch die Worte „die oder der 
Nießbraucher*in“ ersetzt. 

c)  In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Berechtigte“ durch das 
Wort „Berechtigten“ ersetzt, ebenso werden die Worte 
„Mieterinnen bzw. Mieter“ durch das Wort „Mieter*innen“ 
und die Worte „Pächterinnen bzw. Pächter“ durch das 
Wort „Pächter*innen“ ersetzt. 

d)  In Absatz 2 Satz 2 erster Halbsatz werden die Worte  
„Besitzerin bzw. dem Besitzer“ durch die Worte „bzw. 
dem Besitzer*in“ ersetzt. 

e)  In Absatz 2 Satz 3 werden die Worte „Eigentümerin bzw. 
Eigentümer“ durch das Wort „Eigentümer*in“ und die 
Worte „Veranstalterin bzw. Veranstalter“ durch das Wort 
„Veranstalter*in“ ersetzt. 

 f)  In Absatz 4 Satz 1 werden die Worte „Gewerbebetriebs-
inhaberin bzw. den -inhaber“ durch die Worte „oder den 
Gewerbebetriebsinhaber*in“ ersetzt. 

15.  In § 4 Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „der Abfallbesit-
zerin bzw. des Abfallbesitzers“ durch die Worte „der Ab-
fallbesitzer*innen“ ersetzt.

16.  § 5 wird wie folgt geändert: 

a)  Absatz 1 Buchstabe d) erhält folgende Fassung: 
„d) Fahrbare Behälter mit vier Rädern und einem Volumen 
von 770 und 1.100 Litern mit  Flachdeckeln für Kamm-
schüttungen (DIN EN 840-2*, Farbe: dunkelgrau);“. 

b)  In Absatz 1 Buchstabe h), Absatz 2 Satz 4 und Absatz 2 
Satz 6 wird jeweils das Wort „Biomüll“ durch das Wort 
„Bioabfall“ ersetzt. 

c)  In Absatz 2 Satz 9 werden die Worte „vom Grundstücks-
eigentümer“ durch die Worte „durch die Grundstücks-
eigentümer*innen“ ersetzt. 

d)  In Absatz 6 Satz 5 werden die Worte „eine Zustellbevoll-
mächtigte bzw. -bevollmächtigten“ durch die Worte „eine 
bzw. einen Zustellbevollmächtigte*n“ ersetzt. 

e)  In Absatz 6 Satz 8 werden die Worte „jeder beteiligten 
Pflichtigen bzw. jedem beteiligten Pflichtigen“ durch die 
Worte „jeder bzw. jedem beteiligten Pflichtigen“ ersetzt. 

17. § 5 a Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a)  In Satz 1 wird nach dem Wort „Abfall“ das Wort „mindes-
tens“ eingefügt. 

b)  In Satz 1 Nummer 1 werden nach dem Wort „Verkaufs-
verpackungen“ die Worte „(z.B. aus Kunststoff, Metall 
oder Glas)“ eingefügt. 

c)  Satz 1 Nummer 2 erhält folgende Fassung: 
„2. Papierabfall“

d)  In Satz 1 werden folgende Nummern 5 und 6 angefügt: 
„5. Textilabfall“ 
„6. Sperrmüll.“

18. § 6 wird wie folgt geändert: 

a)  In Absatz 1 Satz 5 zweiter Halbsatz werden die Worte 
„Fußgängerinnen oder Fußgänger“ durch die Worte 
„Fußgänger*innen“ und die Worte „Radfahrerinnen oder 
Radfahrer“ durch die Worte „Radfahrer*innen“ ersetzt. 

b)  In Absatz 1 Satz 7 wird das Wort „Neubauten“ durch das 
Wort „Bauten“ und das Wort „fertiggestellt“ durch das 
Wort „erstellt“ ersetzt. 

c)  In Absatz 1 Satz 8 werden die Worte „wegen baulicher 
oder sonstiger Veränderung der örtlichen Situation, welche 
die Stadt nicht zu vertreten hat (z. B. Zuwachsen von  
Zufahrten durch Äste und Sträucher)“ gestrichen.

d)  In Absatz 1 Satz 10 werden nach den Worten „(Vollservice 
15plus)“ die Worte „; für Bauten, die nach dem 01.01.2022 
fertiggestellt wurden gilt dies nur bis zu einer Entfernung 
von 30 Metern“ eingefügt. 
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e)  In Absatz 1 Sätze 19 und 20 werden jeweils die Worte 
„dem Grundstückseigentümer“ durch die Worte „den 
Grundstückseigentümer*innen“ ersetzt. 

f)  In Absatz 4 Satz 3 werden die Worte „Bewohnerinnen und 
Bewohner“ durch das Wort „Bewohner*innen“ ersetzt. 

g)  In Absatz 4 Satz 9 wird das Wort „Rampen“ durch die 
Worte „baulich hergestellte Neigungen (z.B. Rampen, 
Tiefgaragenzufahrten)“ ersetzt. 

h)  In Absatz 4 Satz 10 wird nach dem Wort „Schrägrampen“ 
das Wort „Neigungsflächen“ eingefügt und das Wort 
„Rampenneigung“ durch das Wort „Neigung“ ersetzt. 

19. § 8 wird wie folgt geändert: 

a)  In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „eine gemeinsame 
Beauftragte bzw. einen gemeinsamen Beauftragten“ 
durch die Worte „eine*n gemeinsame*n Beauftragte*n“ 
und „die/der“ wird durch die Worte „die oder der“ ersetzt. 

b)  In Absatz 2 Satz 3 Buchstabe b) werden die Worte 
„Grundstückseigentümerinnen bzw. -eigentümern“ durch 
das Wort „Grundstückseigentümer*innen“ ersetzt.

20. § 9 wird wie folgt geändert: 

a)  In Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 wird jeweils das Wort 
„Pflichtigen“ durch das Wort „Anschlusspflichtigen“  
ersetzt. 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz 2 angefügt:
 

„Gleiches muss erfolgen, wenn der Gebührenbescheid 
mit der in Anspruch genommenen  Leistung nicht überein-
stimmt.“  

21.  In § 11 Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „ Abfallbesitzerin 
bzw. dem Abfallbesitzer“ durch die Worte „bzw. dem 
Abfallbesitzer*in“ ersetzt. 

22. § 13 wird wie folgt geändert: 

a)  In Absatz 1 Buchstabe a) werden die Worte „Anschluss- 
oder Benützungspflichtiger“ durch die Worte „Anschluss- 
oder Benutzungspflichtige*r“ ersetzt. 

b)  In Absatz 1 Buchstabe a) Nummer 3 werden die Worte 
„Abfallbesitzerinnen und -besitzer“ durch das Wort 
„Abfallbesitzer*innen“ ersetzt. 

c)  In Absatz 1 Buchstabe b) werden die Worte „Beauftragte 
bzw. Beauftragter“ durch das Wort „Beauftragte*r“  
ersetzt. 

§ 2 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 

Der Stadtrat hat die Satzung am 23.06.2021 beschlossen.

München, 8. September 2021 Dieter Reiter
  Oberbürgermeister

Satzung zur Änderung der Satzung über die Entsorgung 
von Gewerbe- und Bauabfällen in der Landeshauptstadt 
München (Gewerbe- und Bauabfallentsorgungssatzung)

vom 8. September 2021

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 7 
Abs. 1 Sätze 1 bis 4 in Verbindung mit Art. 3 Abs. 1 des  
Gesetzes zur Vermeidung, Verwertung und sonstigen Bewirt-
schaftung von Abfällen in Bayern (Bayerisches Abfallwirt-
schaftsgesetz – BayAbfG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 09.08.1996 (GVBl. S. 396, ber. S. 449, BayRS 
2129-2-1-U), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.11.2020 
(GVBl. S. 598), sowie der Art. 23 und 24 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und 
Abs. 2 Satz 2 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern 
(Gemeindeordnung - GO) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 09.03.2021 (GVBl. S. 74), 
und aufgrund von § 7 der Verordnung über die Bewirtschaf-
tung von gewerblichen Siedlungsabfällen und von bestimmten 
Bau- und Abbruchabfällen (Gewerbeabfallverordnung –  
GewAbfV) vom 18.04.2017 (BGBl. I S. 896), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 23.10.2020 (BGBl. I S. 2232), folgende  
Satzung:

§ 1

Die Satzung über die Entsorgung von Gewerbe- und Bau-
abfällen in der Landeshauptstadt München (Gewerbe- und 
Bauabfallentsorgungssatzung) vom 24.06.2003 (MüABl.  
S. 202), zuletzt geändert durch Satzung vom 16.06.2019  
(MüABl. S. 254), wird wie folgt geändert:

1.  In den § 2 Absatz 3 Buchstaben a) und b) werden die Worte 
„Besitzerinnen und Besitzer“ durch das Wort „Besitzer*in nen“ 
ersetzt. 

2.  In § 4 in der Überschrift, in § 4 Absatz 1 Sätze 1 und 2 und 
Absatz 2 werden die Worte „Gewerbeabfallbesitzerinnen 
und -besitzer“ durch das Wort „Gewerbeabfallbesitzer*in-
nen“ ersetzt. 

3.  In § 4 Absatz 5 Satz 1 zweiter Halbsatz, § 6 Absatz 1 Satz 
15, § 8 Absatz 3, § 10 Absatz 5 zweiter Halbsatz und § 11 
Absatz 3 Satz 2 zweiter Spiegelstrich werden jeweils die 
Worte „die Abfallbesitzerin bzw. der Abfallbesitzer“ durch 
die Worte „die oder der Abfallbesitzer*in“ ersetzt. 

4.  In § 5 Absatz 9 Satz 1, in der Überschrift von § 8, in § 8  
Absatz 1 Satz 1 und § 10 Absatz 1 Satz 3 werden die Worte 
„Erzeugerinnen bzw. Erzeuger“ durch das Wort „Erzeu-
ger*in nen“ und die Worte „Besitzerinnen bzw. Besitzer“ 
durch die Worte „Besitzer*innen“ ersetzt.

5.  In § 6 Absatz 1 Sätze 1 und 4 werden die Worte „Müllbehäl-
ter und Wertstoffbehälter“ durch die Worte „Müll- und Wert-
stoffbehälter“ ersetzt. 

6.  In § 6 Absatz 1 Satz 7, Absatz 2 Sätze 2 und 3, Absatz 4 
Sätze 2, 4 und 5 werden die Worte „Müll-/Wertstoffbehäl-
ter“ durch die Worte „Müll- und Wertstoffbehälter“ ersetzt.

7.  In der Präambel werden die Worte „§ 7 Satz 4 der Verord-
nung über die Entsorgung“ durch die Worte „§ 7 Abs. 2 der 
Verordnung über die Bewirtschaftung“ und die Worte 
„19.06.2002 (BGBl. I S. 1938)“ durch die Worte „18.04.2017 
(BGBl. I S. 896)“ ersetzt.

8. § 2 wird wie folgt geändert: 

a)  In Absatz 1 Buchstabe d) werden die Worte „Kundinnen 
bzw. Kunden“ durch das Wort „Kund*innen“ ersetzt. 
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b)  In Absatz 3 Buchstabe a) Satz 1 werden die Worte „Be-
triebs- und Geschäftsinhaberin und -inhaber“ durch die 
Worte „Betriebs- und Geschäftsinhaber*in“ ersetzt. 

c)  In Absatz 3 Buchstabe b) Satz 1 werden die Worte 
„Grundstückseigentümerinnen und -eigentümer“ durch 
das Wort „Grundstückseigentümer*innen“ ersetzt. 

d)  In Absatz 5 Satz 1 werden die Worte „Grundstückseigen-
tümerinnen und -eigentümern“  durch das Wort „Grund-
stückseigentümer*innen“ und das Wort „Nießbraucher“ 
wird durch das Wort „Nießbraucher*innen“ ersetzt und in 
Satz 2 wird „jede/jeder“ durch „jede*r“ ersetzt. 

9. § 3 wird wie folgt geändert:

a)  In Absatz 1 Satz 1 werden am Satzanfang die Worte 
„Jede Eigentümerin bzw. jeder Eigentümer“ durch die 
Worte „Jede*r Eigentümer*in“ und „ihr/sein“ wird durch 
„ihr oder sein“ ersetzt. 

b)  In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Berechtigte“ durch das 
Wort „Berechtigten“ ersetzt, ebenso werden die Worte 
„Mieterinnen und Mieter“ durch das Wort „Mieter*innen“ 
und die Worte „Pächterinnen und Pächter“ durch das 
Wort „Pächter*innen“ ersetzt. 

c)  In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „Besitzerin bzw. vom 
Besitzer“ durch die Worte „oder dem Besitzer*in“ ersetzt. 

d)  In Absatz 2 Satz 3 werden die Worte „Eigentümerin bzw. 
Eigentümer“ durch das Wort „Eigentümer*innen“ und die 
Worte „Veranstalterinnen bzw. Veranstalter“ durch das 
Wort „Veranstalter*innen“ ersetzt. 

e)  In Absatz 3 werden im ersten Satzteil die Worte „Erzeuge-
rinnen bzw. Erzeuger und Besitzerinnen bzw. Besitzer“ 
durch die Worte „Erzeuger*innen und Besitzer*innen“ er-
setzt.

f)  In Absatz 4 Satz 2 werden die Worte „Gewerbeabfallbesit-
zerin oder -besitzer“ durch die Worte „oder der Gewer be-
abfallbesitzer*in“ ersetzt. 

10. § 4 wird wie folgt geändert: 

a)  In Absatz 4 Sätze 1 und 2 werden die Worte „Gewerbe-
abfallbesitzerinnen und -besitzern“ durch das Wort „Ge-
wer beabfallbesitzer*innen“ ersetzt. 

b)  In Absatz 7 Satz 4 werden die Worte „Abfallbesitzerin 
bzw. der Abfallbesitzer“ durch die Worte „oder der 
Abfallbesitzer*in“ ersetzt. 

c)  In Absatz 8 Satz 1 werden nach dem Wort „stehen“ die 
Wörter „sowie auf allen in der Baulast der Stadt stehen-
den Straßen, Wege und Plätze mit ihren Bestandteilen im 
Sinne von Art. 2 BayStrWG und § 1 Abs. 4 FStrG“ einge-
fügt.

11. § 5 wird wie folgt geändert: 

a)  Absatz 1 Buchstabe d) erhält folgende Fassung: 
„d) Fahrbare Behälter mit vier Rädern und einem Volu-
men von 770 und 1.100 Litern mit Flachdeckeln für 
Kammschüttungen (DIN EN 840-2*)“. 

b)  In Absatz 1 Buchstabe h) und Absatz 11 Satz 3 wird jeweils 
das Wort „Biomüll“ durch das Wort „Bioabfall“ ersetzt. 

c)  In Absatz 2 Satz 6 werden die Worte „von der Grund-
stückseigentümerin bzw. dem Grundstückseigentümer“ 

durch die Worte „durch die Grundstückseigen tümer*in-
nen“ ersetzt.“ 

d)  In Absatz 4 Satz 2 Buchstaben a) bis e) werden jeweils 
die Worte „Beschäftigter bzw. Beschäftigten“ durch das 
Wort „Beschäftigte*n“ ersetzt. 

e)  In Absatz 4 Satz 2 Buchstabe h) werden die Worte  
„Schülerin bzw. Schüler“ durch das Wort „Schüler*in“  
ersetzt. 

f)  In Absatz 5 Satz 1 wird das Wort „Tätige“ durch das Wort 
„Tätigen“ ersetzt, ebenso werden die Worte „Arbeitneh-
merinnen bzw. Arbeitnehmer“ durch das Wort „Arbeit-
nehmer*innen“ und die Worte „Unternehmerinnen bzw. 
Unternehmer“ durch das Wort „Unternehmer*innen“  
ersetzt. 

g)  In Absatz 6 Satz 3 werden die Worte „eigene Ermittlun-
gen“ durch die Worte „eigenen Ermittlungen“ ersetzt. 

h)  In Absatz 7 werden die Worte „Grundstückseigentümerin 
bzw. des Grundstückseigen tümers“ durch das Wort 
„Grundstückseigentümer*innen“ ersetzt. 

i)  In Absatz 8 werden die Worte „hat die Grundstückseigen-
tümerin bzw. der Grundstückeigentümer“ durch die Worte 
„haben die Grundstückseigentümer*innen“ ersetzt. 

12. § 6 wird wie folgt geändert: 

a)  In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „von der Gewerbe-
abfallbesitzerin bzw. vom Gewerbeabfallbesitzer“ durch 
die Worte „von den Gewerbeabfallbesitzer*innen“ ersetzt. 

b)  In Absatz 1 Satz 5 zweiter Halbsatz werden die Worte 
„Fußgängerinnen bzw. Fußgänger“ durch das Wort 
„Fußgänger*innen“ und die Worte „Radfahrerinnen bzw. 
Radfahrer“ durch das Wort „Radfahrer*innen“ ersetzt. 

c)  In Absatz 1 Satz 7 wird das Wort „Neubauten“ durch das 
Wort „Bauten“ ersetzt und das  Wort „fertiggestellt“ durch 
das Wort „erstellt“ ersetzt. 

d)  In Absatz 1 Satz 7 werden im zweiten Halbsatz die Worte 
„wegen baulicher oder sonstiger Veränderung der örtli-
chen Situation, welche die Stadt nicht zu vertreten hat  
(z. B. Zuwachsen der Zufahrt durch Äste oder Sträucher)“ 
gestrichen. 

e)  In Absatz 1 Satz 8 werden nach den Worten „(Vollservice 
15plus)“ die Worte „; für Bauten, die nach dem 01.01.2022 
fertiggestellt wurden gilt dies nur bis zu einer Entfernung 
von 30 Metern“ eingefügt.

f)  In Absatz 1 Sätze 17 und Satz 18 werden jeweils die Worte 
„dem Grundstückseigentümer“ durch die Worte „den 
Grundstückseigentümer*innen“ ersetzt. 

g)  In Absatz 4 Satz 2 werden die Worte „für jedermann“ 
durch die Worte „jeder Person“ ersetzt. 

h)  In Absatz 4 Satz 3 werden die Worte „Bewohnerinnen und 
Bewohner“ durch das Wort „Bewohner*innen“ ersetzt. 

i) In Absatz 4 Satz 9 wird das Wort „Rampen“ durch die 
Worte „baulich hergestellte Neigungen (z.B. Rampen, Tief-
garagenzufahrten)“ ersetzt. 

j)  In Absatz 4 Satz 10 wird nach dem Wort „Schrägrampen“ 
das Wort „/Neigungsflächen“ eingefügt und das Wort 
„Rampenneigung“ durch das Wort „Neigung“ ersetzt. 



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 27/2021

548

13. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:  

„(2) Die Besitzer*innen von ungefährlichen Bau- und Abbruch-
abfällen, die keiner ordnungsgemäßen und schadlosen Ver-
wertung zugeführt werden können und nicht nach § 3 Abs. 1 
der Allgemeinen Abfallsatzung von der Entsorgung durch 
die Stadt ausgeschlossen sind, haben den Bau- und Ab-
bruchabfall selbst oder durch beauftragte Dritte zu den Ab-
fallentsorgungsanlagen im Sinne von § 2 Abs. 6 zu bringen; 
sie unterliegen hinsichtlich der Abfallentsorgungsanlagen 
dem Benutzungszwang. 

Dies gilt auch für gefährliche Abfälle zur Beseitigung, die 
hinsichtlich der Schadstoffgehalte für die Abfallentsorgungs-
anlagen geeignet und zugelassen sind und nicht nach § 3 
Abs. 1 der Allgemeinen Abfallsatzung von der Entsorgung 
durch die Stadt ausgeschlossen sind (z. B. AVV-Nummern 
17 06 03* und 17 06 05*).

Zur Verbrennung geeignete Bau- und Abbruchabfälle zur 
Beseitigung sind zu der Müllverbrennungsanlage München-
Nord (§ 2 Abs. 6 Buchstabe a)) zu bringen. 
 
Nicht zur Verbrennung geeignete inerte Bestandteile des 
Bauabfalls, soweit sie nicht verwertet werden können und 
nicht nach § 3 Abs. 1 Allgemeine Abfallsatzung von der  
Entsorgung durch die Stadt ausgeschlossen sind, sind in 
Kleinmengen (siehe Satz 5) zum Entsorgungspark Freimann 
(§ 2 Abs. 6 Buchstabe b)), im Übrigen direkt zur Annahme-
stelle der Firma Wurzer GmbH (§ 2 Abs. 6 Buchstabe c)) 
nach Maßgabe der jeweiligen Anlieferbedingungen zu brin-
gen. Für den Entsorgungspark Freimann gelten folgende 
Kleinmengen: 
 
künstliche Mineralfaserabfälle 1 Big-Bag (2 m³) pro Anliefe-
rung, 
 
asbesthaltige Baustoffe 1 Big-Bag (1 m³) pro Anlieferung, 

Asbest und sonstige Deponieabfälle 1 Big-Bag (1 m³) pro 
Anlieferung.

Einsammlung, Lagerung und Transport durch die Stadt sind 
in den Fällen der Direktanlieferung nach Satz 4 ausge-
schlossen. § 4 Abs. 5 und 6 gelten entsprechend.“

b)  In Absatz 4 Satz 1 werden die Worte „Besitzerinnen und 
den Besitzern“ durch das Wort  „Besitzer*innen“ ersetzt. 

c)  In Absatz 4 Satz 2 werden die Worte „Abfallbesitzerinnen 
und -besitzern“ durch das Wort  
„Abfallbesitzer*innen“ ersetzt. 

14. § 10 wird wie folgt geändert: 

a)  In Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Sätze 1 und 3 wird jeweils 
das Wort „Pflichtigen“ durch das Wort „Anschlusspflichti-
gen“ ersetzt. 

b)  In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „Grundstückseigen-
tümerin bzw. den Grundstücks eigentümer“ durch das 
Wort „Grundstückseigentümer*innen“ ersetzt. 

c)  In Absatz 1 Satz 3 erster Halbsatz werden die Worte „der 
Grundstückseigentümerin bzw. dem Grundstückseigen-
tümer“ durch die Worte „den Grundstücks eigentümer*in-
nen“ ersetzt.

Im zweiten Halbsatz werden die Worte „Schülerinnen 
bzw. Schüler“ durch das Wort „Schüler*innen“ und die 

Worte „Besucherinnen bzw. Besucher“ durch das Wort  
„Besucher*innen“ ersetzt. 

d) Dem Absatz 2 wird folgender Satz 4 angefügt: 

„Gleiches muss erfolgen, wenn der Gebührenbescheid 
mit der in Anspruch genommenen  Leistung nicht überein-
stimmt.“ 

e)  In Absatz 3 werden die Worte „Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern“ durch das Wort „Beschäftigten“ ersetzt. 

f)  In Absatz 6 werden die Worte „der Abfallbesitzerin bzw. 
vom Abfallbesitzer“ durch die Worte „den Abfall besit-
zer*innen“ ersetzt. 

15. § 11 wird wie folgt geändert: 

a)  In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „eine Abfallbesitzerin 
bzw. einen Abfallbesitzer“ durch die Worte „eine oder  
einen Abfallbesitzer*in“ und „sie/er“ wird durch „sie oder 
er“ ersetzt.  

b)  In Absatz 4 Satz 2 werden die Worte „vom Abfallbesitzer“ 
durch die Worte „von den Abfallbesitzer*innen“ ersetzt. 

16. § 14 wird wie folgt geändert: 

a)  In Absatz 1 werden die Worte „Gewerbe- und Bauabfall-
besitzerin oder -besitzer“ durch das Wort „Gewerbe- und 
Bauabfallbesitzer*in“ ersetzt. 

b)  In Absatz 1 Nummer 2 wird am Satzende ein Komma  
gestrichen. 

c)  In Absatz 1 Nummer 20 wird am Satzende ein Komma 
eingefügt. 

d)  In Absatz 1 Nummer 21 werden die Worte „Anschluss- 
und Benutzungspflichtige bzw.  -pflichtiger“ durch die 
Worte „Anschluss- und Benutzungspflichtige*r“ ersetzt. 

§ 2 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 

Der Stadtrat hat die Satzung am 23.06.2021 beschlossen.

München, 8. September 2021 Dieter Reiter
  Oberbürgermeister

Satzung zur Änderung der Satzung über die Wieder-
verwendung, Wiederverwertung und Beseitigung von  
Hausratsperrmüll, Wertstoffen und Problemmüll in  
der Landeshauptstadt München (Hausratsperrmüll-, 
Wertstoff- und Problemmüllsatzung)

vom 8. September 2021

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 7 
Abs. 1 Sätze 1 bis 4 in Verbindung mit Art. 3 Abs. 1 des Ge-
setzes zur Vermeidung, Verwertung und sonstigen Bewirtschaf-
tung von Abfällen in Bayern (Bayerisches Abfallwirtschafts-
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gesetz – BayAbfG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
09.08.1996 (GVBl. S. 396, ber. S. 449, BayRS 2129-2-1-U), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 23.11.2020 (GVBl. S. 598), 
sowie der Art. 23 und 24 Abs. 1 Nr. 1 und 2 und Abs. 2 Satz 2 
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (Gemeinde-
ordnung - GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22.08.1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 09.03.2021 (GVBl. S. 74), folgende Sat-
zung:

§ 1

Die Satzung über die Wiederverwendung, Wiederverwertung 
und Beseitigung von Hausratsperrmüll, Wertstoffen und Pro-
blemmüll in der Landeshauptstadt München (Hausratsperrmüll-, 
Wertstoff- und Problemmüllsatzung) vom 24.11.1992 (MüABl. 
S. 350), zuletzt geändert durch Satzung vom 16.06.2019 
(MüABl. S. 259), wird wie folgt geändert:

1.  In § 1 Absätze 1, 2 und 3 werden jeweils die Worte „im Sin-
ne von § 6 Abs. 1 KrWG“ gestrichen und nach dem Wort 
„Beseitigung“ werden jeweils die Worte „entsprechend den 
Bestimmungen des KrWG“ eingefügt. 

2.  In § 2 Absatz 5 Sätze 1 und 2 und in § 13 Absatz 1 Satz 1 
werden jeweils die Worte „Besitzerin bzw. Besitzer“ durch 
das Wort „Besitzer*in“ ersetzt. 

3.  In der Überschrift von § 4 und in § 4 Absatz 1 werden je-
weils die Worte „Hausratsperrmüll besitzerinnen und -besit-
zer“ durch die Worte „Hausratsperrmüllbesitzer*innen“ er-
setzt. 

4.  In § 4 Absatz 3 Satz 4 und in § 6 Absatz 3 werden jeweils 
die Worte „kann der Anlieferer“ durch die Worte „können 
die Anlieferer“ ersetzt. 

5.  In § 4 Absatz 6 Sätze 1 und 2 werden jeweils die Worte 
„Hausratsperrmüllbesitzerinnen und -besitzern“ durch die 
Worte „Hausratsperrmüllbesitzer*innen“ ersetzt.  

6.   In § 6 Absatz 1 Buchstabe a) Sätze 2 und 3 werden die 
Worte „die Benutzerin bzw. der Benutzer“ durch die Worte 
„die bzw. der Benutzer*in“ ersetzt. 

7.  In § 1 Absatz 5 wird das Wort „Elektronik-Altgeräte“ durch 
das Wort „Elektronik-Altgeräten“ ersetzt. 

8. § 2 wird wie folgt geändert: 

 a)  In Absatz 1 Satz 2 Buchstabe a) werden die Worte „aus-
genommen Mineralfaserabfälle“ durch die Worte „ohne 
Abfälle nach den Buchstaben c), e), g) und h)“ ersetzt. 

b)  In Absatz 1 Satz 2 wird ein neuer Buchstabe g) wie folgt 
angefügt:
 
„g) Gipsplatten bis zu 0,1 m³; an den Wertstoffhöfen plus 
bis zu 1 m³“;

 c)  In Absatz 1 Satz 2 wird ein neuer Buchstabe h) wie folgt 
angefügt:

„h)  Bauschutt mit gefährlichen Stoffen im Sinne der Abfall-
verzeichnis-Verordnung (AVV) sowie Bauschutt mit 
sonstigen Verunreinigungen (Anhaftungen oder Ver-
mischungen mit Kunststoffen, Tapeten, Gips, Kabel, 
Holz, Blei- und Isolierglas etc.) bis zu 0,05 m³   
(50 l) an den Wertstoffhöfen plus.“.

 d)  In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „Papier/Pappe/ 
Kartonagen“ durch das Wort „Papierabfälle“ ersetzt.  

 e)  In Absatz 5 Satz 1 werden die Worte „Eigentümerin bzw. 
Eigentümer“ durch die Worte „oder der Eigentümer*in“  
ersetzt. 

9. § 3 wird wie folgt geändert: 

a)  In Absatz 2 Satz 2 werden nach den Worten „Satzes 1“  
die Worte „(mit Ausnahme Wertstoffhof Arnulfstraße 290)“ 
eingefügt. 

b)  In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Annahmestelle“ durch 
das Wort „Annahmestellen“ ersetzt.

c)  In Absatz 4 Satz 2 werden nach dem Spiegelstrich „– Bau-
schutt in Mengen bis zu 1 m³“ zwei neue Spiegelstriche 
wie folgt eingefügt:

„– Bauschutt im Sinne von § 2 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe h) 
bis zu 0,05 m³ (50 l) 
– Gipsplatten bis zu 1 m³ “

10. § 4 wird wie folgt geändert:

 a) Dem Absatz 4 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Bauschutt im Sinne von § 2 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe h) 
ist in unvermischtem Zustand abzugeben.“

 b)  In Absatz 6 Satz 1 werden die Worte „Besitzerinnen bzw. 
Besitzern“ durch das Wort „Besitzer*innen“ ersetzt. 

11. § 6 wird wie folgt geändert: 

 a)  In Absatz 1 Buchstabe a) Satz 3 werden die Worte „sie/er“ 
durch die Worte „sie oder er“ ersetzt. 

 b)  In Absatz 1 Buchstabe b) wird das Wort „jedermann“ 
durch die Worte „jeder Person“ ersetzt. 

12. § 7 wird wie folgt geändert: 

 a)  In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „die Besitzerin bzw. 
der Besitzer“ durch die Worte „die bzw. der Besitzer*in“ 
und die Worte „sie/er“ durch die Worte „sie oder er“ er-
setzt. 

 b)  In Absatz 2 Satz 3 werden die Worte „Die Besitzerin bzw. 
der Besitzer“ durch die Worte „Die bzw. der Besitzer*in“ 
ersetzt.  

 c) Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:

„Gegen eine gesonderte Gebühr ist auch eine Abholung 
zu einem zwischen der oder dem Besitzer*in und der Stadt 
abgestimmten, zeitnahen Termin möglich (Expressabfuhr)“. 

 d)  In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Verlangen“ durch das 
Wort „Wunsch“ ersetzt. 

 e)  In Absatz 4 Satz 3 werden die Worte „die Hausratsperr-
müllbesitzerin bzw. der Hausratsperrmüllbesitzer“ durch 
die Worte „die oder der Hausratsperrmüllbesitzer*in“ und  
die Worte „Fußgängerinnen bzw. Fußgänger“ durch das 
Wort „Fußgänger*innen“ ersetzt. 

 f)  In Absatz 4 Satz 4 werden die Worte „der Auftraggeberin 
bzw. dem Auftraggeber“ durch die Worte „der oder dem 
Auftraggeber*in“ ersetzt. 

13. § 8 wird wie folgt geändert: 

 a)  In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Buchstaben“ durch 
das Wort „Buchstabe“ ersetzt und die Worte „und h)“ 
werden gestrichen. 
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b)  In Absatz 2 werden die Worte „Besitzerinnen bzw. Besitzer“ 
durch das Wort „Besitzer*innen“ ersetzt. 

c)  In Absatz 3 Satz 3 werden die Worte „Gruppen 1, 2, 3 und 
5“ durch die Worte „Gruppen 1, 4 und 6“ ersetzt. 

14.  In § 9 werden die Worte „hat sich der Anlieferer“ durch die 
Worte „haben sich die Anlieferer“ ersetzt. 

15.  In § 13 Absatz 1 Nummer 10 werden die Worte „die Besit-
zerin oder der Besitzer“ durch die Worte „die oder der 
Besitzer*in“ ersetzt. 

§ 2 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 23.06.2021 beschlossen.

München, 8. September 2021 Dieter Reiter
  Oberbürgermeister

Satzung zur Änderung der Betriebssatzung  
des Abfallwirtschaftsbetriebes München 
(Betriebssatzung Abfallwirtschaftsbetrieb)

vom 8. September 2021

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 23 
Satz 1 und Art. 88 Abs. 5 der Gemeindeordnung für den Frei-
staat Bayern (Gemeindeordnung - GO) in der Fassung der  
Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-
1-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 09.03.2021 (GVBl. 
S. 74), folgende Betriebssatzung:

§ 1

Die Betriebssatzung des Abfallwirtschaftsbetriebes München 
vom 11.11.2001 (MüABl. S. 470), zuletzt geändert durch Sat-
zung vom 16.06.2019 (MüABl. S. 261), wird wie folgt geändert:

1.  In § 2, § 4 Absatz 3, § 5 Absatz 1 Nummer 14 und § 10 Ab-
satz 1 Satz 2 werden jeweils die Worte „der Oberbürger-
meister“ durch die Worte „die oder der Oberbürger meis-
ter*in“ ersetzt. 

2.  In § 3 Absatz 1 Satz 2 und § 3 Absatz 2 Satz 3 werden  
jeweils die Worte „Erste Werkleiterin/der Erste Werkleiter“ 
durch die Worte „oder der Erste Werkleiter*in“ ersetzt. 

3.  In § 3 Absatz 2 Satz 4 und § 7 Absatz 1 Satz 2 werden jeweils 
die Worte „Sie/Er“ durch die Worte „Sie oder er“ ersetzt. 

4.  In § 3 Absatz 2 Satz 4, § 5 Absatz 1 Nummer 2, § 8 Absatz 
7 erster und zweiter Halbsatz werden jeweils die Worte „der 
Zweiten Werkleiterin/des Zweiten Werkleiters“ durch die 
Worte „der oder des Zweiten Werkleiter*in“ ersetzt. 

5.  In § 5 Absatz 1 Nummer 11 und in § 12 Absatz 4 Satz 2 wer-
den die Worte „des Abschluss prüfers“ durch die Worte „der 
oder des Abschlussprüfer*in“ ersetzt. 

6.  In § 6 Absatz 2 und § 8 Absatz 3 werden jeweils die Worte 
„dem Oberbürgermeister“ durch die Worte „der oder dem 
Oberbürgermeister*in“ ersetzt. 

7.    In § 7 Absatz 2 Sätze 1 und 3 werden jeweils die Worte 
„Verwaltungsbeirätin/Der Verwaltungsbeirat“ durch die 
Worte „oder der Verwaltungsbeirät*in“ ersetzt. 

8.    In § 8 Absatz 5 und in § 8 Absatz 8 Satz 1 werden jeweils 
die Worte „Die Erste Werkleiterin/Der Erste Werkleiter“ 
durch die Worte „Die oder der Erste Werkleiter*in“ ersetzt. 

9.    In § 8 Absatz 5, § 10 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 und  
§ 12 Absatz 2 Satz 1 werden jeweils die Worte „den Ober-
bürgermeister“ durch die Worte „die oder den 
Oberbürger meis ter*in“ ersetzt. 

10.  § 8 Absatz 5 Nummern 1 und 3, Absatz 9 Satz 1 und  
Absatz 10 werden jeweils die Worte „Beamtinnen und  
Beamten“ durch die Worte „Beamt*innen“ ersetzt. 

11.  In § 8 Absätze 6 und 7 werden die Worte „Leiterinnen/ 
Leiter“ durch das Wort „Leiter*innen“ ersetzt. 

12.  In § 8 Absätze 6 und 7 werden die Worte „der Ersten 
Werkleiterin/des Ersten Werkleiters“ durch die Worte „der 
oder des Ersten Werkleiter*in“ ersetzt.

13.  § 3 wird wie folgt geändert: 

 a)  In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „der Kommunalrefe-
rentin/dem Kommunalreferenten“ durch die Worte „der 
oder dem Kommunalreferent*in“ und die Worte „Erster 
Werkleiterin/Erstem Werkleiter“ durch die Worte „Erste*r 
Werkleiter*in“ ersetzt. Ebenso werden die Worte „der örtli-
chen Betriebsleiterin/dem örtlichen Betriebsleiter“ durch 
die Worte „der oder dem örtlichen Betriebsleiter*in“ und 
die Worte „Zweiter Werkleiterin bzw. Zweitem Werkleiter“  
durch die Worte „Zweite*r Werkleiter*in“ ersetzt. 

 b)  In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Stellvertreter“ durch 
das Wort „Stellvertreter*innen“ ersetzt. 

 c)  In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „Jeder Werkleiter 
bzw. jede Werkleiterin“ durch die Worte „Jede*r Werk-
leiter*in“ ersetzt. 

 d) In Absatz 4 wird Satz 2 gestrichen. 

14.  In § 4 Absatz 3 Nummer 9 wird „2,5 Mio. Euro“ durch  
„5 Mio. Euro“ ersetzt.

15.  § 6 wird wie folgt geändert: 

a)   In der Überschrift wird das Wort „Oberbürgermeister“ 
durch das Wort „Oberbürgermeister*in“ ersetzt. 

b)  In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „Dem Oberbürger-
meister“ durch die Worte „Der oder dem Oberbürger meis-
ter*in“ und das Wort „ihm“ wird durch die Worte „ihr oder 
ihm“ ersetzt.  

c)  In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Er“ durch die Worte  
„Sie oder er“ ersetzt.

16. § 7 wird wie folgt geändert: 

a)  In der Überschrift wird das Wort „Korreferent“ durch das 
Wort „Korreferent*in“ ersetzt. 

b)  In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „Die Korreferentin/
Der Korreferent“ durch die Worte „Die oder der Korrefe-
rent*in“ ersetzt. 

c)  In Absatz 1 Satz 3 werden die Worte „sie/er“ durch die 
Worte „sie oder er“ ersetzt. 
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d)  In Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „die Verwaltungsbei-
rätin/der Verwaltungsbeirat“ durch die Worte „die oder der 
Verwaltungsbeirät*in“ ersetzt. 

e)  In Absatz 3 werden die Worte „der Verwaltungsbeirätin/
des Verwaltungsbeirats“ durch die Worte „der oder des 
Verwaltungsbeirät*in“ und die Worte „der Korreferentin/des 
Korreferenten“ durch die Worte „der oder des Korrefe-
rent*in“ ersetzt. 

f)  In Absatz 4 werden die Worte „die Korreferentin/den Korre-
ferenten“ durch die Worte „die oder den Korreferent*in“ 
und die Worte „die Verwaltungsbeirätinnen/Verwaltungs-
beiräte“ durch die Worte „die Verwaltungsbeirät*innen“  
ersetzt. 

17. § 8 wird wie folgt geändert: 

a)  In Absatz 4 Satz 1 werden die Worte „Die Personal- und 
Organisationsreferentin bzw. der Personal- und Organisati-
onsreferent“ durch die Worte „Die oder der Personal- und 
Organisationsreferent*in“ ersetzt. 

b)  In Absatz 5 Nummer 2 werden die Worte „Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer“ durch das Wort „Arbeit nehmer*in-
nen“ ersetzt. 

c)  In Absatz 6 werden die Worte „Die Zweite Werkleiterin/ 
Der Zweite Werkleiter“ durch die Worte „Die oder der 
Zweite Werkleiter*in“ ersetzt.

d)  In Absatz 7 werden die Worte „stellvertretende Zweite 
Werkleiterin/Der stellvertretende Zweite Werkleiter“ durch 
die Worte „oder der stellvertretende Zweite Werkleiter*in“ 
ersetzt.

e)  In Absatz 8 Satz 1 werden die Worte „die Zweite Werk-
leiterin/der Zweite Werkleiter“ durch die Worte „die oder 
der Zweite Werkleiter*in“ ersetzt.

f)  In Absatz 9 Satz 1 wird das Wort „Dienstvorgesetzter“ 
durch das Wort „Dienstvorgesetzte*r“ ersetzt.

g)  In Absatz 9 Satz 3 werden die Worte „Dienstvorgesetzte/
Dienstvorgesetzter bzw. Vorgesetzte/Vorgesetzter“ durch 
die Worte „Dienstvorgesetzte*r bzw. Vorgesetzte*r“ und 
die Worte „der Zweiten Werkleiterin / des Zweiten Werklei-
ters“ durch die Worte „der oder des Zweiten Werk leiter*in“ 
ersetzt. Ebenso werden die Worte „der Oberbürgermeis-
ter“ durch die Worte „die oder der Oberbürgermeister*in“ 
ersetzt und die Worte „Erste Werkleiterin/den Ersten Werk-
leiter“ durch die Worte „oder den Erste*n Werkleiter*in“  
ersetzt. 

18.  In § 12 Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Werkleitern“ durch 
das Wort „Werkleiter*innen“ ersetzt.

§ 2 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 

Der Stadtrat hat am 23.06.2021 die Satzung beschlossen.

München, 8. September 2021 Dieter Reiter
  Oberbürgermeister

Satzung zur Umsetzung sozial gerechter Klimaziele  
auf dem Gebiet der Landeshauptstadt München (KlimaS)

vom 12. September 2021

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 23 
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796, 
BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
09.03.2021 (GVBl. S. 74), folgende Satzung:

§ 1 Sozial gerechter Klimaschutz und Klimaanpassung 
als Querschnittsaufgaben

(1)  Die Landeshauptstadt München hat für das Stadtgebiet 
München am 18.12.2019 den Klimanotstand ausgerufen 
und ihre Klimaziele an das Pariser Klimaschutzabkommen 
angepasst. 

(2)  Die Stadt und ihre kommunalen Unternehmen wirken im 
Rahmen ihrer Zuständigkeiten in eigener Verantwortung an 
der Umsetzung dieser angepassten Klimaziele mit.

(3)  Klimaschutz und Klimaanpassung werden unter Berück-
sichtigung der jeweils geltenden rechtlichen Rahmenbedin-
gungen auf EU-, Bundes- und Landesebene bei allen  
Planungen, Maßnahmen und Entscheidungen der Stadt 
und ihrer kommunalen Unternehmen berücksichtigt.

(4)  Klimaschutz ist immer mit sozialer Gerechtigkeit verbun-
den. München setzt seine Klimaziele nachhaltig um. Das 
heißt im Dreiklang der sozial, ökologisch und ökonomisch 
dauerhaft nachhaltigsten Weise. Dabei orientieren sie sich 
an den Sustainable Development Goals der Vereinten  
Nationen. 

(5)  Die Bürgerinnen und Bürger sowie die Münchner Gewerbe-
treibenden werden entsprechend ihrer individuellen wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit bei der Erreichung der  
Klimaziele beteiligt. 

§ 2 Zweck der Satzung 

Mit dieser Satzung werden in Fortsetzung des Stadtratsbe-
schlusses vom 18.12.2019 die Ziele der Stadt zur Minderung 
von Treibhausgasemissionen und zur Anpassung an die Fol-
gen des Klimawandels festgelegt. 

§ 3 Anwendungsbereich

(1)  Bundes- oder landesrechtliche Vorschriften haben Vorrang 
vor dieser Satzung. 

(2)  Soweit die Belange des Klimaschutzes aufgrund bundes- 
oder landesrechtlicher Vorschriften ausdrücklich oder im 
Rahmen öffentlicher Belange seitens der Stadt zu berück-
sichtigen sind, finden die Vorschriften dieser Satzung unter 
Berücksichtigung der fachgesetzlichen Systematik ergän-
zende Anwendung.

§ 4 Ziele 

Die Landeshauptstadt München schafft in ihrem Wirkungskreis 
die organisatorischen, rechtlichen und finanziellen Rahmen-
bedingungen zur Erfüllung der folgenden Ziele: 

1.  Klimaneutralität der Stadt und ihrer kommunalen Unter-
nehmen bis zum Jahr 2030; 

2.  Klimaneutralität innerhalb des gesamten Gebiets der  
Landeshauptstadt München bis 2035 und
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3.  eine an die Folgen des Klimawandels angepasste Landes-
hauptstadt München. 

4.  Bei Beteiligungsgesellschaften, bei denen § 5 Abs. 3 nicht 
greift, wirken die Gesellschaftsvertreter*innen im Sinne 
dieser Satzung. 

§ 5 Begriffsbestimmungen 

(1)  Landeshauptstadt München: die kreisfreie Stadt München 
als Gebietskörperschaft. 

(2)  Stadt: Die Landeshauptstadt München als Organisations-
einheit einschließlich der Verwaltung, insbesondere alle 
Referate und Dienststellen, einschließlich Eigen- und Regie-
betriebe. 

(3)  Kommunale Unternehmen: Gemeindliche Unternehmen der 
Landeshauptstadt München im Sinne des Art. 86 Nrn. 2 
und 3 GO, wenn die Landeshauptstadt München an ihnen 
(a) die Mehrheit des gezeichneten Kapitals besitzt, (b) über 
die Mehrheit der mit den Anteilen verbundenen Stimm-
rechte verfügt oder (c) mehr als die Hälfte der Mitglieder 
des Verwaltungs- , Leitungs- oder Aufsichtsorgans bestel-
len kann.

(4)  Wirkungskreis der Stadt: Die Stadt und alle kommunalen 
Unternehmen. 

(5)  Berechnungsstandard: Anerkannter fachlicher Standard 
zur Berechnung von Treibhausgasemissionen. 

(6)  Treibhausgasemissionen: Emissionen von Kohlenstoffdioxid 
(CO2), Methan (CH4), Distickstoffoxid (N2 O), teilhalogenier-
ten Fluorkohlenwasserstoffen (H-FKW/HFC), perfluorierten 
Kohlenwasserstoffen (FKW/PFC) und Schwefelhexafluorid 
(SF6). Der relative Beitrag dieser Emissionen zum Treib-
hauseffekt kann in CO2-Äquivalenten angegeben werden 
(CO2-Äquivalente).

(7)  Klimafolgekosten: Kosten, die durch die Veränderung des 
Klimas aufgrund der jeweiligen Entscheidung oder Maß-
nahme entstehen, und nach dem Standard des Umwelt-
bundesamtes zur Berechnung von Umweltfolgekosten und 
nach den entsprechenden städtischen Richtlinien berech-
net werden. 

(8)  Langlebiges Wirtschaftsgut: Produkte mit einer Haltbarkeit 
von mehr als 3 Jahren.

§ 6 Vorbildfunktion und Handlungsspielräume der Stadt
 
(1)  Die Stadt nimmt bei der Verfolgung der in § 4 genannten 

Ziele ihre Vorbildfunktion und ihre Handlungsmöglichkeiten 
wahr. 

(2)  Die Stadt fördert im Rahmen ihrer Handlungsmöglichkeiten 
insbesondere

1.  die Umsetzung hoher energetischer Gebäudestandards  
in Verbindung mit erneuerbaren Energien auf der Versor-
gungsseite (Wärme und Kälte);

2. die Steigerung der Nutzung von Solarenergie;

3.  klimafreundliche Mobilität, die überwiegend im Umwelt-
verbund organisiert ist; 

4. Klimaanpassung durch Grüne und Blaue Infrastruktur;

5.  Resilienz durch Starkregenvorsorge und Schwammstadt-
prinzipien;

6. zirkuläre Wirtschaftskreisläufe und

7. nachhaltige Lebensstile.

§ 7 Klimastrategie und Instrumente für den Klimaschutz

(1)  Der Stadtrat beschließt auf Vorschlag des Referates für  
Klima- und Umweltschutz 

1.  die inhaltlichen Schwerpunkte im Klimaschutz und bei der 
Klimaanpassung (Klimastrategie), sowie

2.  die dafür erforderlichen Zwischenziele, die bis zur Errei-
chung der in § 4 genannten Ziele schrittweise erreicht 
werden sollen,

3. die regelmäßige Fortschreibung dieser Klimastrategie. 

(2)  Das Referat für Klima- und Umweltschutz

1.  bereitet hierfür auf Basis wissenschaftlich fundierter Gut-
achten inhaltliche Schwerpunkte im Klimaschutz und bei 
der Klimaanpassung (Klimastrategie) vor,

2.  entwickelt im Rahmen der Klimastrategie Maßnahmen-
pläne zur Erreichung der in § 4 genannten Ziele,

3.  schreibt diese Klimastrategie unter Berücksichtigung der 
Ergebnisse des Treibhausgasmonitorings (§ 9) regelmäßig 
fort und legt diese dem Stadtrat schriftlich vor. 

(3)  Bei der Aufstellung und der Fortschreibung der Klimastrate-
gie werden auch weitere ökologische, wirtschaftliche und 
soziale Belange berücksichtigt. Soziale Auswirkungen finden 
besondere Berücksichtigung. Zu diesen wird das Sozial-
referat regelmäßig eingebunden.

(4)  Die Landeshauptstadt München trägt dafür Sorge, dass  
innerhalb des Wirkungskreises der Stadt:

1.  neue Regelungen zur Unterstützung der in dieser Satzung 
niedergelegten Grundsätze (§§ 4 und 6) erlassen werden,

2.  bestehende Regelungen überprüft und gegebenenfalls 
geändert oder aufgehoben werden, soweit sie den in  
dieser Satzung niedergelegten Grundsätzen (§§ 4 und 6) 
entgegenstehen,

3.  die in dieser Satzung niedergelegten Grundsätze (§§ 4 und 
6) bei allen Planungs-, Ermessens- und sonstigen Entschei-
dungen umfassend und frühzeitig berücksichtigt werden, 

4.  bei allen wesentlichen Investitionsentscheidungen und 
bei der Beschaffung von langlebigen Wirtschaftsgütern 
die in dieser Satzung niedergelegten Grundsätze (§§ 4 
und 6) und die Klimafolgen berücksichtigt werden und – 
soweit möglich – die Klimafolgekosten berechnet werden,

5.  bei der Bestimmung des Zwecks von finanziellen Zuwen-
dungen eine Abwägung mit den in dieser Satzung nieder-
gelegten Grundsätzen (§§ 4 und 6) und den Klimafolgen 
und – soweit möglich – den anzusetzenden Klimafolge-
kosten, erfolgt und

6.  die Beschlüsse der entsprechenden Gremien auf ihre Klima-
wirksamkeit vorab geprüft und das Ergebnis der Prüfung 
und etwaiger Alternativen dem jeweiligen Beschlussvor-
schlag beigefügt wird.

§ 8 Finanzierung 

(1)   Die Landeshauptstadt München stellt in jedem Haushalts-
jahr unter Berücksichtigung der rechtlichen Vorgaben und 



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 27/2021

553

der Verfügbarkeit der Haushaltsmittel gesonderte zusätzli-
che Haushaltsmittel zur Förderung der Maßnahmen, die 
der Erreichung der in § 4 genannten Ziele dienen zur Verfü-
gung. 

(2)  Die Koordinierung und inhaltliche Steuerung der in Abs. 1 
genannten Haushaltsmittel übernimmt das Referat für  
Klima- und Umweltschutz.

§ 9 Treibhausgasmonitoring 

(1)  Das Referat für Klima- und Umweltschutz stellt der Stadt 
und ihren kommunalen Unternehmen die geeigneten Instru-
mente zur Verfügung, so dass diese regelmäßig nach  
einem definierten Berechnungsstandard ihren jeweiligen 
CO2-Fußabdruck berechnen können und der gesamte 
CO2-Fußabdruck im Wirkungskreis der Stadt regelmäßig 
berechnet werden kann. 

(2)  Das Referat für Klima- und Umweltschutz berechnet regel-
mäßig auf Basis eines Berechnungsstandards die Summe 
der insgesamt innerhalb des Gebiets der Landeshaupt-
stadt München entstandenen Treibhausgasemissionen.

(3)  Das Referat für Klima- und Umweltschutz erstellt regelmäßig 
einen Bericht über 

1.  die seitens der Stadt und ihrer kommunalen Unternehmen 
emittierten Treibhausgasemissionen aufgrund der jeweili-
gen Einzelberechnung nach Abs. 1;

2.  die insgesamt innerhalb des Gebiets der Landeshaupt-
stadt München emittierten Treibhausgasemissionen nach 
Abs. 2 und

3.  die Erreichung der festgelegten Zwischenziele und den 
Stand der Umsetzung der in § 4 genannten Ziele. 

§ 10 Bildung und Fortbildung im Bereich Klimaschutz 

(1)  Die Erziehungs- und Bildungsträger der Landeshauptstadt 
München sollen über Ursachen und Bedeutung des Klima-
wandels sowie die Aufgaben des Klimaschutzes und der 
Anpassung an den Klimawandel aufklären und das Bewusst-
sein des Einzelnen für die Mitwirkung und Verantwortung 
fördern.

(2)  Das Referat für Klima- und Umweltschutz führt regelmäßig 
Schulungen der Beschäftigten der Stadt und der kommu-
nalen Unternehmen bezüglich geeigneter Maßnahmen zur 
Erreichung der in § 4 genannten Ziele durch.

§ 11 Klimarat

(1)  Die Landeshauptstadt München richtet einen Klimarat ein. 
Der Klimarat nimmt Stellung zu Grundsatzentscheidungen 
der Stadt im Klimaschutz und ist kritisch-konstruktiver  
Begleiter und Berater der Stadt bei der Fortschreibung der 
Klimastrategie. 

(2)  Die Rechte und Pflichten des Klimarats ergeben sich aus 
einer gesonderten Satzung.

§ 12 Klimaschutzvereinbarungen mit privaten Unter-
nehmen 

Die Stadt wirkt auf den Abschluss von freiwilligen Klima-
schutzvereinbarungen und auf die freiwillige Bildung von Klima-
schutzbündnissen mit Unternehmen hin. Ziel dieser Klima-
schutz vereinbarungen und Klimaschutzbündnisse ist es, die 
Treibhausgasemissionen und den Energieverbrauch der  
Unternehmen zu reduzieren. 

§ 13 Klimaschutzpreis

Die Landeshauptstadt München verleiht jährlich einen Preis 
an natürliche oder juristische Personen für besondere Leis-
tungen, die der Erreichung der in § 4 genannten Ziele dienen.

§ 14 Ausschluss der Klagbarkeit 

Subjektive Rechte und klagbare Rechtspositionen werden 
durch oder auf Grund dieser Satzung nicht begründet. 

§ 15 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 

Der Stadtrat hat die Satzung am 28.07.2021 beschlossen.

München, 12. September 2021 Dieter Reiter
  Oberbürgermeister

Satzung zur Einführung eines Klimarates  
der Landeshauptstadt München (KlimaratS)

vom 12. September 2021

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 23 
der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796, 
BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
09.03.2021 (GVBl. S. 74), folgende Satzung:

§ 1 Aufgaben des Klimarates

(1)  Der Klimarat der Landeshauptstadt München (Stadt) nimmt 
Stellung zu Grundsatzentscheidungen der Stadt im Klima-
schutz und ist kritisch-konstruktiver Begleiter und Berater 
des ehrenamtlichen Stadtrats und der Verwaltung der Lan-
deshauptstadt München bei der Fortschreibung der städti-
schen Klimastrategie. 

(2)  Der Klimarat unterstützt ferner die Kommunikation zwischen 
Öffentlichkeit, Wissenschaft, Politik und Verwaltung bezüg-
lich des städtischen Klimaschutzes und ermöglicht eine  
öffentliche und fachliche Diskussion über Ziele und Kriterien 
städtischer Klimaschutzpolitik innerhalb der  
Zivilgesellschaft. 

§ 2 Rechte des Klimarates

(1)  Der Klimarat ist bei allen seinen Aufgabenkreis (§ 1 Abs. 1) 
berührenden Fragestellungen durch die Verwaltung der 
Stadt so rechtzeitig einzuschalten, dass er Gelegenheit zur 
sachgerechten Befassung hat. Der Klimarat kann hierzu  
jeweils eine Empfehlung abgeben.

(2)  Der Klimarat ist bei den folgenden Themen zwingend  
mit einer Frist von vier (4) Wochen vor entsprechender  
Beschlussfassung des Stadtrates zu beteiligen: 

1.  Grundsatzentscheidungen im Bereich des städtischen 
Klimaschutzes oder der städtischen Maßnahmen zur  
Klimaanpassung; 

2.  Fortschreibung und Umsetzung der Klimastrategie  
(vgl. § 7 Abs. 1 der Klimasatzung der Landeshauptstadt 
München) und
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3.  Bericht zu den seitens der Stadt und ihrer kommunalen 
Unternehmen (vgl. § 5 Abs. 2 und Abs. 3 der Klimasat-
zung der Landeshauptstadt München) und der insgesamt 
innerhalb des Gebiets der Landeshauptstadt München 
emittierten Treibhausgase sowie zu der Einhaltung der in 
der Klima strategie festgelegten Zwischenziele (vgl. § 9 
Abs. 3 der Klimasatzung der Landeshauptstadt Mün-
chen).  

(3)  In den vorgenannten Fällen des Abs. 2 gibt der Klimarat 
stets eine Stellungnahme ab. Diese ist einer Beschlussvor-
lage oder einem Bericht für den entsprechenden Fachaus-
schuss und/oder die Vollversammlung beizufügen.

§ 3 Zusammensetzung des Klimarates

(1)  Der Klimarat besteht aus geborenen und berufenen Mit-
gliedern aus Politik, Verwaltung, Wissenschaft, Wirtschaft 
und Zivilgesellschaft. 

(2)  Geborene Mitglieder des Klimarates sind kraft Amtes 

1.  Der/die Oberbürgermeister*in, bei Verhinderung seine/ihre 
Vertretung und

2. Die Leitung des Referates für Klima- und Umweltschutz, 
bei Verhinderung deren Vertretung. 

(3)  Die berufenen Mitglieder des Klimarates werden auf drei 
Jahre berufen. Für jedes berufene Mitglied wird eine  
Vertretung benannt. 

(4)  Die Anzahl der berufenen Mitglieder und der jeweiligen 
Vertretung setzt sich wie folgt zusammen:

1.  aus dem Stadtrat, mit insgesamt fünf (5) Personen ent-
sprechend dem Stärkeverhältnis der im Stadtrat vertrete-
nen Fraktionen und Wählergruppen und

2.  aus der Wissenschaft (drei Personen), der Zivilgesell-
schaft (drei Personen) und der Wirtschaft (drei Personen) 
mit insgesamt neun (9) Personen.

(5)  Die Vollversammlung entscheidet über die Berufung der 
berufenen Mitglieder des Klimarates aus Wissenschaft, Zi-
vilgesellschaft und Wirtschaft auf Vorschlag des Referates 
für Klima- und Umweltschutz, hinsichtlich der Vertreter*in-
nen aus dem Stadtrat auf Vorschlag der in dem Stadtrat 
vertretenen und vorschlagsberechtigten Fraktionen und 
Wählergruppen.

(6)  Die Mitarbeiter*innen des Büros des/der Oberbürgermeis-
ters/in und der Büros der übrigen Bürgermeister*innen  
haben das Recht, an jeder Sitzung des Klimarates teilzu-
nehmen. Ein Rede-, Antrags- oder Stimmrecht steht ihnen 
nicht zu.  

§ 4 Vorsitz 

(1)  Der Klimarat wird von einer Vorsitzenden oder einem Vor-
sitzenden geleitet und nach außen vertreten. 

(2)  Den Vorsitz führt der/die Oberbürgermeister*in, bei Verhin-
derung deren Vertretung. 

 
§ 5 Geschäftsführung

(1)  Die Geschäftsführung des Klimarats obliegt der Geschäfts-
stelle. Die Geschäftsstelle ist Teil der Verwaltung der Stadt 
und organisatorisch dem Referat für Klima- und Umwelt-
schutz zugeordnet. Die Geschäftsstelle gewährleistet den 
ordnungsgemäßen Gang der Geschäfte des Klimarates.

(2)  Die Geschäftsstelle unterstützt den Klimarat, insbesondere 
den Vorsitzenden oder die Vorsitzende, bei der Erfüllung 
der Aufgaben und ist insbesondere für die Organisation 
der Sitzungen, den Versand der Einladungen, die Nieder-
schrift der Sitzungen und deren Versendung sowie die 
Weiterleitung der Empfehlungen und Stellungnahmen des 
Klimarates verantwortlich.

§ 6 Beschlussfassung des Klimarates

(1)  Der Klimarat tagt mindestens viermal pro Kalenderjahr. In 
den Sitzungsferien des Stadtrates wird keine Sitzung ein-
berufen.  

(2)  Die Einladung zu der jeweiligen Sitzung seitens der Vorsit-
zenden oder des Vorsitzenden, der die Tagesordnung und 
die notwendigen Unterlagen beigefügt werden, geht den 
Mitgliedern des Klimarates spätestens vier (4) Wochen vor 
dem jeweiligen Sitzungstermin zu. 

(3)  Jedes Mitglied des Klimarates ist berechtigt, bei dem Vor-
sitzenden oder der Vorsitzenden oder der Geschäftsstelle 
mindestens eine (1) Woche vor dem Sitzungstermin die 
Aufnahme von Tagesordnungspunkten unter Beifügung 
von Erläuterungen anzumelden. 

(4)  Der Klimarat kann auch während einer Sitzung im Falle der 
Dringlichkeit durch einfache Mehrheit beschließen, dass 
weitere Punkte auf die Tagesordnung gesetzt werden. Die 
Dringlichkeit ist vor der Beschlussfassung zur Aufnahme 
besonders zu begründen.

(5)  Der Klimarat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder 
des Klimarates rechtzeitig geladen wurden und mehr als 
die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder des Klimarates 
anwesend ist. Wird der Klimarat zum zweiten Mal deshalb 
zur Beschlussfassung über denselben Gegenstand zusam-
mengerufen, weil er bei der Einberufung nicht beschluss-
fähig war, so ist er ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschie-
nenen beschlussfähig. Bei der zweiten Einladung muss auf 
diese Bestimmung hingewiesen werden. 

(6)  Der Klimarat beschließt in Sitzungen. Er fasst Beschlüsse 
mit einfacher Mehrheit, die Abstimmungen erfolgen offen. 
Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. Stimment-
haltungen sind nicht zulässig. Jedes Mitglied kann gehei-
me Abstimmung verlangen. Hierüber ist mit einfacher 
Mehrheit zu beschließen.

(6a)  Bis zum Ende der vom Deutschen Bundestag auf Grund 
der Ausbreitung des neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 
festgestellten epidemischen Lage von nationaler Tragwei-
te nach den Bestimmungen des Infektionsschutzgesetzes 
dürfen Beschlüsse des Klimarates mittels Video- oder  
Telefonkonferenzen gefasst werden. Dazu bedarf es eines 
vorherigen einstimmigen Beschlusses der Mitglieder des 
Klimarates in einer Präsenz-Vollversammlung. Im Rahmen 
dieses Beschlusses findet auch eine Beratung und Be-
schlussfassung darüber statt, inwieweit Video- oder Tele-
fonkonferenzen öffentlich oder nichtöffentlich erfolgen 
sollen. 

(6b)  Ein Anspruch der Mitglieder des Klimarates auf Bereit-
stellung einer entsprechenden technischen Einrichtung 
zur Durchführung einer Video- oder Telefonkonferenz  
sowie Einweisung in diese besteht nicht. Bei Video- und 
Telefonkonferenzen, die öffentlich erfolgen, kann die 
 Öffentlichkeit dadurch hergestellt werden, dass die Teil-
nahme auf elektronischem oder sonstigem Weg ermög-
licht wird. Im Übrigen bleiben die für den Geschäftsgang 
von Sitzungen des Klimarates geltenden Regelungen  
unberührt.
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(7)  Die Beschlüsse des Klimarates werden mit den Begrün-
dungen, einschließlich abweichender Positionen, den zu-
ständigen Referent*innen zur weiteren Veranlassung zuge-
leitet. Diese entscheiden in eigener Verantwortung über 
den weiteren Umgang mit den Beschlüssen. In jedem Fall 
unterrichten sie den entsprechenden Ausschuss und/oder 
die Vollversammlung über die Empfehlungen des Klimara-
tes. Die Stellungnahmen nach § 2 Abs. 3 sind dem ent-
sprechenden Fachausschuss und der Vollversammlung 
stets zusammen mit dem entsprechenden Bericht oder der 
entsprechenden Beschlussvorlage vorzulegen. 

(8)  Sachverständige oder sonstige Dritte können auf Verlan-
gen des Vorsitzenden oder der Vorsitzenden oder durch 
Beschluss des Klimarates zur jeweils nächsten Sitzung als 
Gäste eingeladen werden. Die Mitarbeiter*innen des Büros 
des/der Oberbürgermeisters/in und der Büros der übrigen 
Bürgermeister*innen werden zu jeder Sitzung des Klimara-
tes eingeladen. 

  
(9)  Die Sitzungen des Klimarates sind öffentlich. Sie sind 

nichtöffentlich, soweit es die Rücksicht auf das öffentliche 
Wohl oder berechtigte Interessen Einzelner erfordert. Über 
den Ausschluss der Öffentlichkeit wird in nichtöffentlicher 
Sitzung beraten und entschieden. 

§ 7 Ehrenamtliche Tätigkeit

(1) Die Tätigkeit im Klimarat erfolgt ehrenamtlich. 

(2)  Für die Teilnahme an den Sitzungen des Klimarates erhält 
mit Ausnahme der geborenen Mitglieder jedes Mitglied 
pauschal pro Sitzung eine Aufwandsentschädigung  
(Sitzungsgeld) in Höhe von 80,00 Euro. 

(3)  Die Aufwandsentschädigung wird für höchstens 8 Sitzungen 
pro Jahr und Mitglied gewährt.

§ 8 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft. 

Der Stadtrat hat die Satzung am 28.07.2021 beschlossen.

München, 12. September 2021 Dieter Reiter
  Oberbürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung eines Vorbescheides  
gem. Art. 71 Satz 4 i.V.m. Art. 68
Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Harthauser Straße 48
Gemarkung Harlaching, Flurnr. 12861/20 und 12861/2, 
Stadtbezirk: 18

Vorhaben: Abbruch des Bestandsgebäudes sowie Neubau 
von hofartig angeordneten Wohnzeilen mit Tiefgarage

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 09.09.2021, Az. 1.7-2021-3814-33, wurde der 
Vorbescheid für das oben genannte Vorhaben erteilt.

Im Rahmen des Antrags auf Vorbescheid werden für das o. g. 
Vorhaben Fragen zur planungsrechtlichen Zulässigkeit hin-
sichtlich der Art und dem Maß der baulichen Nutzung, der
überbaubaren Grundstücksfläche, der Bauweise, zu Befreiun-
gen sowie zu Baumfällungen und zur Tiefgaragenzufahrt,  
gestellt.

Den Nachbarn, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben,  
ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Vorbe-
scheides zuzustellen. Nachdem sich die benachbarten Grund-
stücke i.S.d. Art. 66 Abs. 1 BayBO im Eigentum von mehr als 
20 Miteigentümern befinden, wird die erforderliche Zustellung 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt 
mit dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Vorbescheides bei der 
Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbaukommission,  
Blumenstraße 19, Zimmer 438, einsehen. Vereinbaren Sie 
dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse
plan.ha4-33@muenchen.de bzw. Telefonnummer 233-25914.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43,
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
 – Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-

rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es be-
steht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch 
einzulegen.

 – Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek-
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

 – Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen diese 
Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung (§ 212 a 
Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). 
Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgegnerin (in 
Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den Gegen-
stand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung die-
nenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben wer-
den. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags-
schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beige-
fügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

 – Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten.

München, 09. September 2021  Referat für Stadtplanung  
und Bauordnung

  HA IV – Lokalbaukommission
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Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Harthauser Straße 48
Gemarkung Harlaching, Flurnr. 12861/20 und 12861/2, 
Stadtbezirk: 18

Vorhaben: Abbruch des Bestandsgebäudes sowie Neubau 
von 5 Stadtvillen

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 15.09.2021, Az. 1.7-2021-3812-33, wurde der 
Vorbescheid für das oben genannte Vorhaben erteilt.

Im Rahmen des Antrags auf Vorbescheid werden für das o. g. 
Vorhaben Fragen zur planungsrechtlichen Zulässigkeit hin-
sichtlich der Art der baulichen Nutzung, überbaubaren Grund-
stücksfläche, dem Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise, 
der Tiefgaragenzufahrt sowie zu Baumfällungen, gestellt.

Den Nachbarn, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben,  
ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bau-
genehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vor-
genannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Mit-
eigentümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsverfah-
rens bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadtpla-
nung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbaukommis-
sion, Blumenstraße 19, Zimmer 438, einsehen. Vereinbaren  
Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mail adresse  
plan.ha4-33@muenchen.de bzw. Telefonnummer 2 33 - 2 59 14.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, 
der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift 
beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 (GVBl  
Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchsverfah-
ren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es besteht keine 
Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch einzulegen.

Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. Seit 
01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwaltungs-
gericht München elektronisch eingereicht werden. Die techni-
schen und formalen Voraussetzungen zum elektronischen 
Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen diese 
Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung (§ 212 a 
Abs. 1 BauGB).
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung der auf-
schiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 

VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgeg-
nerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den 
Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags-
schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt 
werden.
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten.

München, 15. September 2021  Referat für Stadtplanung  
und Bauordnung

  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Waldhornstr. 109
Fl.Nr. 421/0, Gemarkung Untermenzing, Stadtbezirk 23
Aufstellung 2er Bauwägen mit Vordach als Materiallager 
und kurzzeitiger Unterschlupf für Betreuer und Kinder 
des Waldkindergartens bei extremer Witterung,  
Befristung auf weitere 5 Jahre

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 09.09.2021, Az. 602-1.2-2021-14489-42, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen und Nebenstimmungen sowie stets widerruflich erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 422/0 Gemarkung Untermenzing (an der 
Waldhornstraße) und Fl.Nr.: 424/0 Gemarkung Untermenzing 
(an der Waldhornstraße), die dem Vorhaben nicht zugestimmt 
haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des 
Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die 
vorgenannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Mit-
eigentümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshaupt-
stadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können sich bei der Landeshauptstadt München, 
Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV 
– Lokalbaukommission, Blumenstraße 19 informieren. Als 
Kontaktmöglichkeiten stehen die E-Mailadresse plan.ha4-42@
muenchen.de bzw. die Telefonnummer 2 33 - 2 22 30 zur Verfü-
gung.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.
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Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

 – Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch  
einzulegen.

 – Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek-
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

 – Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

 – Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 09. September 2021  Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung

  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Freudstr. 15
Gemarkung Feldmoching / Flurnr. 1217/0 /  
Stadtbezirk: Feldmoching/Hasenbergl
Neubau der Städt. Willy-Brandt-Gesamtschule und  
Städt. FOS an bestehend bleibendem Sporttrakt,  
Errichtung Großgarage und Hausmeisterwohnung

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 13.09.2021, Az. 602-1.111-2021-2747-42, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
aufschiebenden Bedingungen sowie Auflagen/Nebenstim-
mungen/Abweichungen/Befreiungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr.: 1229/35, 1226, 1218/6, 1218/5, 1218/7, 
1218/13, 1215/1,1215/2, 1215/3, 1215/4, 1215/5, 1215/6, 1215/9, 
1215/10, 1215/11, 1215,1216, 1070/926, 1070/158, 1064/201, 
1070/160, 1064/334, 1064/93, 1064/73, 1070/1140, 1070/1141, 
1070/167, 1064/112, 3837, 1228/5, 1228/6, 1228/7, 1228/19 
und 1229/32, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist 
gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Bauge-
nehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die vorge-
nannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigen-

tümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshaupt-
stadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können sich über das Baugenehmigungsver-
fahren bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadt-
planung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbaukom-
mission, Blumenstraße 19, informieren. Wenden Sie sich dazu 
bitte an die E-Mail-Adresse plan.ha4-42@muenchen.de bzw. 
Telefonnummer 2 33 - 2 62 22.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die  
Klage muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

 – Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

 – Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek-
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

 – Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die  
Antragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

 – Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 13. September 2021  Referat für Stadtplanung  
und Bauordnung

  HA IV – Lokalbaukommission
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Öffentliche Bekanntmachung eines Vorbescheids gem. 
Art. 71 Satz 4 BayBO i.V.m. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Rosenheimer Str. 124 + 124b
Gemarkung Sektion VIII, Fl.Nr. 16360/3
Stadtbezirk: 16
Neubau eines Wohn- und Geschäftshauses  
mit Tiefgarage – VORBESCHEID (2 Varianten)

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 15.09.2021, Az. 1.7-2020-22246-31, wurde für 
das oben genannte Vorhaben der Vorbescheid gem. Art. 71 
Bayerische Bauordnung (BayBO) unter Abweichungen/Befrei-
ungen erteilt.

Den Nachbarn die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist 
gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des Vorbe-
scheids zuzustellen. Nachdem sich die vorgenannten Grund-
stücke im Eigentum von mehr als 20 Miteigentümern befinden, 
wird die erforderliche Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung ersetzt. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekannt-
machung im Amtsblatt der Landeshauptstadt München als 
bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Vorbescheidsverfahrens 
bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbaukommission, 
Blumenstraße 19, Zimmer 307, einsehen. Vereinbaren Sie 
dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse plan.ha4-31@
muenchen.de bzw. Telefonnummer 2 33 - 2 44 48.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Kla-
ge muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

 – Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. 
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

 – Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elek-
tronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

 – Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung 
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Ver-
waltungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung 
der aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 
Satz 1 VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die An-
tragsgegnerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 

sollen angegeben werden. Gegebenenfalls soll die ange-
fochtene Verfügung in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Antragsschrift sollen Abschriften für die übri-
gen Beteiligten beigefügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

 – Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 15. September 2021  Referat für Stadtplanung  
und Bauordnung

  HA IV – Lokalbaukommission

Bürgerversammlung des 
11. Stadtbezirkes – Milbertshofen-Am Hart 
am 06.10.2021

In Abstimmung mit dem Bezirksausschuss 11 – Milbertshofen-
Am Hart teile ich mit, dass am Mittwoch, den 06.10.2021 um 
19.00 Uhr in der Mehrzweckhalle, Georg-Zech-Allee 15–17, 
80995 München, die Bürgerversammlung des 11. Stadtbezir-
kes – Milbertshofen-Am Hart stattfindet. 

Die Leitung der Bürgerversammlung wird  
Herr Stadtrat Christian Müller übernehmen. 

Dieter Reiter 
Oberbürgermeister

Bürgerversammlung des 
10. Stadtbezirkes – Moosach 
am 07.10.2021

In Abstimmung mit dem Bezirksausschuss 10 – Moosach teile 
ich mit, dass am Donnerstag, den 07.10.2021 um 19.00 Uhr  
im Circus Krone, Marsstr. 43, 80335 München, die Bürger-
versammlung des 10. Stadtbezirkes – Moosach stattfindet. 

Die Leitung der Bürgerversammlung wird  
Frau Bürgermeisterin Verena Dietl übernehmen. 

Dieter Reiter 
Oberbürgermeister

Bürgerversammlung des 
7. Stadtbezirkes – Sendling-Westpark 
am 11.10.2021

In Abstimmung mit dem Bezirksausschuss 7 – Sendling-
Westpark teile ich mit, dass am Montag, den 11.10.2021 um 
19.00 Uhr in der Dreifach-Sporthalle, Gaißacher Straße 8, 
81371 München, die Bürgerversammlung des 7. Stadtbezirkes 
– Sendling-Westpark stattfindet. 

Die Leitung der Bürgerversammlung wird  
Frau Bürgermeisterin Verena Dietl übernehmen. 

Dieter Reiter 
Oberbürgermeister
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Bürgerversammlung des 
6. Stadtbezirkes – Sendling 
am 12.10.2021

In Abstimmung mit dem Bezirksausschuss 6 – Sendling teile 
ich mit, dass am Dienstag, den 12.10.2021 um 19.00 Uhr in 
der Dreifach-Sporthalle, Gaißacher Straße 8, 81371 München, 
die Bürgerversammlung des 6. Stadtbezirkes – Sendling statt-
findet. 

Die Leitung der Bürgerversammlung wird  
Frau Stadträtin Anna Hanusch übernehmen. 

Dieter Reiter 
Oberbürgermeister

Bürgerversammlung des 
18. Stadtbezirkes – Untergiesing-Harlaching 
am 13.10.2021

In Abstimmung mit dem Bezirksausschuss 18 – Untergiesing-
Harlaching teile ich mit, dass am Mittwoch, den 13.10.2021 
um 19.00 Uhr in der Dreifach-Sporthalle, Gaißacher Straße 8, 
81371 München, die Bürgerversammlung des 18. Stadtbezir-
kes – Untergiesing-Harlaching stattfindet. 

Die Leitung der Bürgerversammlung wird  
Frau Bürgermeisterin Verena Dietl übernehmen. 

Dieter Reiter 
Oberbürgermeister

Bürgerversammlung des 
19. Stadtbezirkes – Thalkirchen-Obersendling- 
Forstenried-Fürstenried-Solln 
am 14.10.2021

In Abstimmung mit dem Bezirksausschuss 19 – Thalkirchen-
Obersendling-Forstenried-Fürstenried-Solln teile ich mit, dass 
am Donnerstag, den 14.10.2021 um 19.00 Uhr in der Dreifach-
Sporthalle, Gaißacher Straße 8, 81371 München, die Bürger-
versammlung des 19. Stadtbezirkes – Thalkirchen-Obersend-
ling-Forstenried-Fürstenried-Solln stattfindet. 

Die Leitung der Bürgerversammlung wird  
Frau Bürgermeisterin Katrin Habenschaden übernehmen. 

Dieter Reiter
Oberbürgermeister

Bekanntmachung

Neue Fernwärmepreise ab 01.10.2021
im Versorgungsgebiet München Stadt, Martinsried,  
Unterföhring

Das Preisblatt zu Ziffer 9 und 11 der Anlage zur AVBFernwärmeV 
wird wie folgt geändert:

9 M-Fernwärme Preise netto brutto

9.1 Arbeitspreis

9.1.1 Heizwassernetz 
oder

68,35 
6,84

81,34 
8,14

Euro/MWh 
Cent/kWh

9.1.2 Dampfnetz 
(1,42 m³ Kondensat ent-
sprechen 1 MWh)

48,13 57,27 Euro/m³

9.1.3 Wärme für Warmwasser-
bereitung in Fürstenried, 
Neuforstenried und 
Parkstadt Solln 6,29 7,49 Euro/m³

9.2 Grundpreis 40,45 48,14 Euro/kW 
und Jahr

Die Bruttopreise enthalten die derzeit gültige Umsatzsteuer  
in Höhe von 19 Prozent und sind kaufmännisch gerundet. Bei  
einer gesetzlichen Änderung der Umsatzsteuer werden die 
Bruttopreise entsprechend angepasst.

München, 29. September 2021  Stadtwerke München 
Versorgungs GmbH

Bekanntmachung
Planfeststellung nach § 18 Allgemeines Eisenbahngesetz 
(AEG) i.V.m. § 73 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) 
für das Vorhaben:
„PFA 3 Ost der 2. S-Bahn-Stammstrecke München“, 
Bahn-km 107,853 bis 110,711 der Strecke 5547  
Bf München Laim – München Leuchtenbergring Bft  
in der Landeshauptstadt München

Der Planfeststellungsabschnitt PFA 3 Ost ist Teil des Gesamt-
projekts „2. S-Bahn-Stammstrecke München“. Das Gesamt-
projekt dient der Entlastung und Ertüchtigung der bestehen-
den S-Bahn-Stammstrecke und umfasst den Neubau einer 
zweigleisigen elektrifizierten S-Bahnstrecke zwischen den  
S-Bahnhöfen Laim und Leuchtenbergring. Des Weiteren um-
fasst das Projekt den Um- bzw. Neubau der bestehenden  
S-Bahnanlagen im Bahnhof Laim und im Ostbahnhof mit dem 
Bahnhofsteil Leuchtenbergring. Das Gesamtbauvorhaben  
beinhaltet drei neue unterirdische Haltepunkte am Haupt-
bahnhof, am Marienhof und am Ostbahnhof (tief) sowie den 
Umbau bzw. die Erweiterung der Stationen Laim und Leuch-
tenbergring. 

Der vorliegende Planfeststellungsabschnitt 3 Ost (im weiteren 
PFA 3 Ost) erstreckt sich von der Gemarkungsgrenze zwi-
schen den Sektionen 2 und 9 am westlichen Isarufer bis zum 
Bahnhofsteil (Bft) Mü Leuchtenbergring. Er schließt im Westen 
an den Planfeststellungsabschnitt 2 an. 

Unter anderem sind folgende Baumaßnahmen vorgesehen: 
 – Erstellung der unterirdischen Bahnanlagen, zwei 1-gleisige 

Fahrtunnelröhren zwischen der Planfeststellungsgrenze an 
der Isar und den Tunnelportalen im Bereich des Bft Mü 
Leuchtenbergring sowie der anschließenden Trogbauwerke 
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und Stützmauern im Bereich Leuchtenbergring 
 – Herstellung einer zwischen den Fahrtunnelröhren parallel 

verlaufender 3. Tunnelröhre als Erkundungs- und Rettungs-
stollen 

 – Herstellung eines Zugangsschachtes (Rettungsschacht) am 
Haidenauplatz

 – Herstellung eines Abzweig-/Anschlussbauwerks im Bereich 
des Rettungsschachts

 – Um- und Neubau von oberirdischen Gleisanlagen im Bereich 
Bf Mü Ost Pbf – Bft Mü Leuchtenbergring mit Anpassung 
des vorhandenen Bahnsteiges A und B sowie Neubau 
Bahnsteig 0 im Bft Mü Leuchtenbergring 

 – Neubau eines Fußgängersteges am westlichen Ende der 
Bahnsteige A, B und 0 des Bft Mü Leuchtenbergring ein-
schl. der barrierefreien Erschließung der Bahnsteige 

 – Erstellung des Hp Ostbahnhof (tief) einschl. Zugangsanla-
gen 

 – Neubau Personenunterführung PU-West (neu) mit Anpas-
sung der Bahnsteige A bis F im Bf Mü Ost Pbf 

 – Anpassung der bestehenden Personenunterführung  
PU-Ost und Integration in neues Stationsbauwerk

 – Neubau eines temporären Fußgängersteges am östlichen 
Bahnsteigende Bahnsteig F zur Reisendenführung während 
der Bauzeit 

 – Neubau Personenunterführung zwischen Hp Ostbahnhof 
(tief) und dem Werksviertel unter der Friedenstraße  
(PU-Friedenstraße) 

 – Ersatz- und Ausgleichsmaßnahmen für die Eingriffe in die 
Umwelt 

 – Temporäre Gleisanlagen für die Baulogistik, u.a. zur Mate-
rialentsorgung, Andienung 

 – Zwischenlagerflächen sowie Baustelleneinrichtungsflächen 

Die Auslegung der Planunterlagen Stand: 04.12.2020 – 
bestehend aus Zeichnungen und Erläuterungen und 
eventuell weiteren Unterlagen nach § 19 Abs. 2 UVPG – 
wird gemäß § 3 Abs. 1 Planungssicherstellungsgesetz 
(PlanSiG) durch eine Veröffentlichung im Internet ersetzt.

Die Planunterlagen können in der Zeit vom 11.10.2021 bis 
10.11.2021 auf der Internetseite 

https://www.2.stammstrecke-muenchen.de/ 
verfahren-pfa3ost.html

eingesehen werden. 

Für weitere Internetseiten zur Einsichtnahme der Planunterla-
gen siehe Ziff. I.9. dieser Bekanntmachung.

Die oben genannten Planunterlagen liegen im selben 
Zeitraum als zusätzliches Informationsangebot gemäß  
§ 3 Abs. 2 PlanSiG zur allgemeinen Einsicht aus

bei (Anschrift mit Zimmernummer)
Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung, Blumenstraße 28b, 80331 München, Ausle-
gungsraum 071, Erdgeschoss (barrierefreier Zugang an der 
Ostseite des Gebäudes, Blumenstraße 28a)

im oben genannten Zeitraum während der Dienststunden 
(vom – bis)
Montag bis Donnerstag von 9.00 Uhr bis 18.00 Uhr, Freitag 
von 9.00 Uhr bis 14.00 Uhr

Die Einsichtnahme kann aufgrund der COVID-19-Pandemie 
nur von Personen erfolgen, die nach der Bayerischen Infek-
tionsschutzmaßnahmenverordnung in der jeweils aktuell  
gültigen Fassung dazu berechtigt sind, sich im öffentlichen 
Raum miteinander aufzuhalten. Dies gilt vorbehaltlich etwai-
ger rechtlicher Änderungen bzw. einer etwaigen Lockerung 
bestehender Beschränkungen.

Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, 
kann Einwendungen gegen den Plan bis spätestens einen 
Monat nach Ablauf der Auslegungsfrist, das ist bis zum

10.12.2021             schriftlich

bei der
Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung, Blumenstraße 31, 80331 München, Raum 239

oder bei der
Regierung von Oberbayern
Maximilianstraße 39
80538 München
Zi.Nr.: 4122, erheben.

Gemäß § 4 Abs. 2 PlanSiG besteht neben der Möglichkeit der 
schriftlichen Erhebung von Einwendungen auch die Möglich-
keit, Einwendungen elektronisch unter der E-Mail-Adresse:

bahn-anhoerungsverfahren@reg-ob.bayern.de

einzureichen.

Die Einwendung (oder die E-Mail) bedarf keiner qualifizierten 
elektronischen Signatur nach dem Signaturgesetz. 

Eine Abgabe von Erklärungen bzw. die Erhebung von Einwen-
dungen zur Niederschrift wird aufgrund der aktuellen Situa-
tion durch die COVID-19-Pandemie gemäß § 4 Abs. 1 PlanSiG 
ausgeschlossen. Eine Entgegennahme der Erklärung zur 
Niederschrift ist nach Feststellung der Anhörungsbehörde nur 
mit unverhältnismäßigem Aufwand möglich. Die Vermeidung 
einer dazu notwendigen Kontaktaufnahme erscheint zum 
Schutz der Gesundheit aller Beteiligten geboten.

I.
1.  Für das o.g. Vorhaben hat die Vorhabenträgerin mit Antrag 

vom 08.11.2019 die Planfeststellung beantragt. 

2.  Über die Zulässigkeit des Vorhabens kann die Planfeststel-
lungsbehörde durch Planfeststellungsbeschluss entschei-
den.

3.  Es wird ein Planfeststellungsverfahren gem. § 18 Abs. 1 
AEG in Verbindung mit den §§ 72 ff. VwVfG und in Verbin-
dung mit § 18 Abs. 1 des Umweltverträglichkeitsgesetzes 
(UVPG) in der aktuellen Fassung durchgeführt.

4.  Zuständige Planfeststellungsbehörde ist das Eisenbahn-
bundesamt gem. § 3 Abs. 2 des Gesetzes über die Eisen-
bahnverkehrsverwaltung des Bundes (BEVVG). Das dazu-
gehörige Anhörungsverfahren wird von der Regierung von 
Oberbayern durchgeführt, § 21 der Verordnung über die 
Zuständigkeiten im Verkehrswesen (ZustVVerk). 

5.  Für das Vorhaben wurde gem. § 5 UVPG die Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung fest-
gestellt.

6.  Die gemäß § 19 Abs. 2 UVPG auszulegenden Unterlagen 
(inkl. des UVP-Berichts) wurden der Anhörungsbehörde am 
09.09.2021 vorgelegt. 

7.  Verfahrensrelevante Informationen können bei der Regie-
rung von Oberbayern, Sachgebiet 31.2, Maximilianstraße 
39, 80538 München während der gesamten Verfahrensdau-
er und bei der Stadt während der Zeit der Auslegung der 
Planunterlagen eingeholt werden.

8.  In den gemäß § 19 Abs. 2 UVPG zur öffentlichen Auslegung 
zu erstellenden entscheidungs-erheblichen Unterlagen sind 
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unter anderem folgende Unterlagen enthalten:  
–  der UVP-Bericht in der Planunterlage Nr. 14.3; 
–  die Schalltechnischen Untersuchungen in den Planunterla-

gen Nr. 15.1; 
–  die Erschütterungstechnischen Untersuchungen in den 

Planunterlagen Nr. 15.2; 
–  das Gutachten zu elektromagnetischen Feldern in Plan-

unterlage Nr. 20; 
–  das Gutachten zu baubedingten Luftschadstoffen in  

Planunterlage Nr. 22; 
–  der Landschaftspflegerische Begleitplan, einschließlich  

Erläuterungsbericht, Bestands- und Konfliktpläne und 
Maßnahmenpläne in den Planunterlagen Nr. 14.2 sowie der 
Artenschutz-rechtliche Fachbeitrag in der Planunterlage  
Nr. 14.1; 

–  die Unterlagen zur Hydrogeologie und Wasserwirtschaft, 
einschließlich Erläuterungsbericht und dazugehörige Pläne 
sowie die Planbeilagen Grundwasserkommunikation und 
Bauwasserhaltung, die Hydrologische Beweissicherung 
und die Wassertechnischen Unterlagen in den Planunterla-
gen Nr. 16; 

–  der Fachbeitrag zur Wasserrahmenrichtlinie in der Plan-
unterlage Nr. 21;

9.  Planunterlagen sind auch auf den folgenden Internetseiten 
abrufbar: 

 Landeshauptstadt München: www.muenchen.de/auslegung
 
 Regierung von Oberbayern:
  https://www.regierung.oberbayern.bayern.de/service/ 

planfeststellung/oeffentlichkeit/landesentwicklung_verkehr/
index.html

 UVP-Portal des Bundes: www.uvp-portal.de 

II.

1.  Die Einwendungen sollen Namen und Anschrift des Einwen-
ders enthalten, das betroffene Rechtsgut bzw. Interesse 
benennen und die befürchteten Beeinträchtigungen darle-
gen. Bei Eigentumsbeeinträchtigungen sind möglichst die 
Flurstücknummer und die Gemarkungen der betroffenen 
Grundstücke anzugeben.  
Gem. § 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG können Vereinigungen, die 
auf Grund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvor-
schriften befugt sind, Rechtsbehelfe nach der Verwaltungs-
gerichtsordnung gegen die Entscheidung nach § 74 VwVfG 
einzulegen, innerhalb derselben Frist bei den vorgenannten 
Behörden schriftlich oder elektronisch Stellungnahmen zu 
dem Plan abgeben. Anerkannte Vereinigungen nach § 3 des 
Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes (UmwRG) erhalten durch 
die öffentliche Planauslegung Gelegenheit zur Einsicht in 
die dem Plan zu Grunde liegenden (einschlägigen) Sachver-
ständigengutachten; sie können Stellungnahmen zu dem 
Plan abgeben, soweit sie durch das Vorhaben in ihrem sat-
zungsgemäßen Aufgabenbereich berührt werden.

2.  Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Un-
terschriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter 
gleichlautender Texte eingereicht werden, ist ein Unter-
zeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der 
übrigen Unterzeichner für das Verfahren zu bezeichnen,  
soweit er nicht von ihnen als Bevollmächtigter bestellt ist. 
Diese Angaben müssen deutlich sichtbar auf jeder mit einer 
Unterschrift versehenen Seite enthalten sein, andernfalls 
können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben. 

3.  Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind Einwendungen 
ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrecht-
lichen Titeln beruhen. Einwendungen und Stellungnah-
men der Vereinigungen sind nach Ablauf dieser Frist

       ebenfalls ausgeschlossen. Der Einwendungsausschluss 
gilt für dieses Vorhaben, für das eine Pflicht zur Umwelt-
verträglichkeitsprüfung besteht, nur für das Planfeststel-
lungsverfahren (Urteil des BVerwG vom 30.03.2017 – 7 C 
17.15 –).

  4.  Im Rahmen der EU-Datenschutzgrundverordnung (DS-
GVO) vom 25.05.2018 möchten wir Sie darauf hinweisen, 
dass Ihre persönlichen Daten für die rechtmäßige Abwick-
lung des Planfeststellungsverfahrens gespeichert und ver-
arbeitet werden. Mit der Erhebung von Einwendungen er-
klären Sie sich damit einverstanden.

  5.  Die Regierung von Oberbayern behält sich vor, alle einge-
henden Einwendungsschreiben einschließlich der darin 
enthaltenen persönlichen Angaben dem Vorhabenträger 
zur Stellungnahme zuzuleiten. Soweit damit kein Einver-
ständnis besteht, erfolgt die Zuleitung anonymisiert; ein 
etwaiger Anonymisierungswunsch ist vom Einwendungs-
führer in seinem Einwendungsschreiben ausdrücklich zu 
erklären.

  6.  Grundsätzlich werden rechtzeitig erhobene Einwendungen 
und Stellungnahmen in einem Termin erörtert, den die Re-
gierung von Oberbayern noch ortsüblich bekannt machen 
wird. Die Regierung von Oberbayern kann jedoch gem.  
§ 18a Nr. 1 Satz 1 AEG auf den Erörterungstermin verzich-
ten. Der Verzicht wird nicht öffentlich bekannt gegeben. 
Die Anwendung des Planungssicherstellungsgesetzes 
bleibt vorbehalten.

  7.  Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. Diejenigen, die 
Einwendungen erhoben haben bzw. – bei gleichförmigen 
Einwendungen – deren Vertreter oder Bevollmächtigte, 
werden von dem Erörterungstermin gesondert benach-
richtigt. Falls mehr als 50 solche Benachrichtigungen vor-
zunehmen sind, sollen diejenigen, die Einwendungen erho-
ben haben, von dem Erörterungstermin durch öffentliche 
Bekanntmachung benachrichtigt werden. Die Vertretung 
durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevoll-
mächtigung ist durch eine schriftliche Vollmacht nachzu-
weisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu geben 
ist. Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungs-
termin kann auch ohne ihn verhandelt werden. Das Anhö-
rungsverfahren ist mit Abschluss des Erörterungstermins 
und Übersendung der abschließenden Stellungnahme an 
das Eisenbahnbundesamt beendet.

  8.  Durch Einsichtnahme in den Plan, Erhebung von Einwen-
dungen, Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreter-
bestellung entstehende Aufwendungen werden nicht  
erstattet.

  9.  Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der 
Planfeststellung zumindest dem Grunde nach zu entschei-
den ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern 
in einem gesonderten Entschädigungsverfahren behandelt.

10.  Über die Einwendungen wird nach Abschluss des Anhö-
rungsverfahrens durch die Planfeststellungsbehörde im 
Planfeststellungsbeschluss entschieden. Die Zustellung 
der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) kann durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr 
als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.

11.   Vom Beginn der Auslegung der Pläne im Planfeststel-
lungsverfahren an, tritt gemäß § 19 AEG die Verände-
rungssperre auf den vom Plan in Anspruch genommenen 
Grundstücken ein.

12.  Diese Bekanntmachung wird gemäß § 27a VwVfG zusätz-
lich auf den Internetseiten der Landeshauptstadt München 
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und der Regierung von Oberbayern bereitgestellt. Weiter 
ist diese Bekanntmachung auf dem UVP-Portal des Bun-
des einsehbar, und zwar unter https://www.uvp-portal.de.

Aktueller Hinweis:
Bei weiteren Fragen, auch hinsichtlich der Einsichtnahme der 
Planunterlagen während der COVID-19-Pandemie, wenden 
Sie sich bitte an die zuständige Anhörungsbehörde bei der 
Regierung von Oberbayern unter 089 / 2176 3035.

München, 15. September 2021  Referat für Stadtplanung  
und Bauordnung

Bekanntmachung 
Bauleitplanverfahren
hier: Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2  
des Baugesetzbuches (BauGB)

Stadtbezirk 17 Obergiesing-Fasangarten

Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 2169
Deisenhofener Straße (nördlich)
Untersbergstraße (östlich)
Warngauer Straße (südlich)
(Teiländerung des Bebauungsplanes mit Grünordnung  
Nr. 1803)
– Aufstellungsbeschluss –

Die Vollversammlung des Stadtrates hat am 28.07.2021 für 
das genannte Gebiet die Aufstellung des Bebauungsplanes 
mit Grünordnung Nr. 2169 unter Teiländerung des Bebau-
ungsplanes mit Grünordnung Nr. 1803 und die Durchführung 
eines Workshopverfahrens beschlossen.

Es ist beabsichtigt, den Bürostandort im Planungsgebiet zu 
erneuern und zu erweitern. Der Ausbau des Standortes soll 
auf den bereits vorhandenen Flächen erfolgen. Für einen  
Neubau soll ein bestehendes Gebäude abgerissen werden. 
Die bestehende Nutzung bleibt vorhanden.
Mit der Planung soll der Standort zeitgemäß, städtebaulich 
wie landschaftsplanerisch verträglich weiterentwickelt und 
gestärkt werden. Dabei soll auf die entsprechenden örtlichen 
Gegebenheiten reagiert sowie hohe Nachhaltigkeitskriterien 
beachtet werden. 
Es soll ein freiräumliches Konzept gefunden werden, das 
durch eine prägnante Gestaltung maßgeblich zur Attraktivität 
und Identitätsbildung beiträgt und eine gute Eingrünung sowie 
Durchquerung des Planungsgebiets sichert. Unter anderem 

sollen wertgebende, ortsbildprägende Bestandsbäume erhal-
ten werden. Mit dem Planungskonzept sind die Funktionen 
Stadtklima sowie Natur- und Artenschutz insbesondere zu 
berücksichtigen und in geeigneter Weise zu stärken.
Der Neuverkehr soll verträglich in das bestehende, örtliche 
Hauptstraßennetz eingebunden werden. Der ruhende Verkehr 
soll flächensparend in Tiefgaragen untergebracht werden.

Die Verwaltung wird beauftragt zu prüfen, ob der Bebauungs-
plan im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB ohne 
Umweltprüfung aufgestellt werden kann.

München, 17. September 2021 Referat für Stadtplanung
  und Bauordnung
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Stadtkämmerei
Leitung: Christoph Frey
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
bdr.ska@muenchen.de

Direktorium
Leitung: Silvia Dichtl
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
direktorium@muenchen.de

Kontakte der Stadtpolitik

Stadtspitze

Oberbürgermeister Dieter Reiter
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
buero.ob@muenchen.de 

Bürgermeisterin Katrin Habenschaden
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
buero.bm2@muenchen.de

Bürgermeisterin Verena Dietl
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
buero.bm3@muenchen.de

Stadtrat

Fraktion Die Grünen – Rosa Liste
Rathaus, Zimmer 339
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 20, Fax 233-9 26 84
gruene-rosaliste-fraktion@muenchen.de

CSU-Fraktion
Rathaus, Zimmer 249
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 50, Fax 233-9 27 47
csu-fraktion@muenchen.de 

SPD/Volt – Fraktion
Rathaus, Zimmer 150
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 27, Fax 233-2 45 77
spd-rathaus@muenchen.de 

DIE LINKE./Die PARTEI Stadtratsfraktion
Rathaus, Zimmer 176
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-2 52 35, Fax 233-2 81 08
dielinke-diepartei@muenchen.de

FDP BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion
Rathaus, Zimmer 218
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-9 26 45, Fax 233-2 04 36
fdpbayernpartei@muenchen.de

Fraktion ÖDP/München-Liste
Rathaus, Zimmer 118
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 233-2 69 22
oedp-ml-@muenchen.de 

AfD
Rathaus
Marienplatz 8, 80331 München
Tel. 30 64 75 68
info@afd-stadtrat-muenchen.de

Freie Wähler
Rathaus
Marienplatz 8, 80331 München
freie-waehler@muenchen.de

Nichtamtlicher Teil

Kontakte der Referate und des Direktoriums

Baureferat
Leitung: Rosemarie Hingerl
Friedenstraße 40, 81671 München
baureferat@muenchen.de

Gesundheitsreferat
Leitung: Beatrix Zurek
Bayerstraße 28a, 80335 München
r.gsr@muenchen.de

Kommunalreferat
Leitung: Kristina Frank
Denisstraße 2, 80335 München 
kommunalreferat@muenchen.de

Kreisverwaltungsreferat
Leitung: Dr. Thomas Böhle
Ruppertstraße 19, 80466 München
kreisverwaltungsreferat@muenchen.de

Kulturreferat
Leitung: Anton Biebl
Burgstraße 4, 80331 München
kulturreferat@muenchen.de

Mobilitätsreferat
Leitung: Georg Dunkel
Implerstraße 7-9, 81371 München
mobilitaetsreferat@muenchen.de

Personal- und Organisationsreferat
Leitung: Dr. Alexander Dietrich
Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München
personal@muenchen.de

Referat für Arbeit und Wirtschaft
Leitung: Clemens Baumgärtner
Herzog-Wilhelm-Straße 15, 80331 München
wirtschaft@muenchen.de 

Referat für Klima- und Umweltschutz
Leitung: Christine Kugler
Bayerstraße 28a, 80335 München
r.rku@muenchen.de

Referat für Stadtplanung und Bauordnung
Leitung: Prof. Dr. (Univ. Florenz) Elisabeth Merk
Blumenstraße 28b, 80331 München
s.plan@muenchen.de

Referat für Bildung und Sport
Leitung: Florian Kraus
Bayerstraße 28, 80335 München
bildung-und-sport@muenchen.de

IT-Referat
Leitung: Thomas Bönig
Agnes-Pockels-Bogen 21, 80992 München
rit@muenchen.de

Sozialreferat
Leitung: Dorothee Schiwy
Orleansplatz 11, 81667 München
sozialreferat@muenchen.de
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SAS Druck, Messerschmittstraße 9, 82256 Fürstenfeldbruck
ZKZ 01207 – PVSt – DPAG – Entgelt bezahlt

Bezirksausschuss-Geschäftsstellen

Stadtbezirke 1 Altstadt – Lehel, 2 Ludwigsvorstadt – Isarvor-
stadt, 3 Maxvorstadt, 4 Schwabing-West, 12 Schwabing – 
Freimann
BA-Geschäftsstelle Mitte
Tal 13, 80331 München
Tel. 15 98 68 8-11, -22, -33, -44, -55, Fax 15 98 68 8-15
bag-mitte.dir@muenchen.de

Stadtbezirke 6 Sendling, 7 Sendling – Westpark,
8 Schwanthalerhöhe, 18 Untergiesing – Harlaching, 19 Thal-
kirchen – Obersendling – Forstenried – Fürstenried – Solln 
BA-Geschäftsstelle Süd
Meindlstraße 14, 81373 München
Tel: 233-3 38 80, -1, -2, -3, -9, Fax 233-3 38 85
bag-sued.dir@muenchen.de

Stadtbezirke 20 Hadern, 21 Pasing – Obermenzing, 22 Aubing 
– Lochhausen – Langwied, 23 Allach – Untermenzing, 25 Laim
BA-Geschäftsstelle West
Bürgerzentrum Rathaus Pasing Landsberger Straße 486, 
81241 München
Tel. 233-3 72 -24, -30, 233- 3 73 5 -2, -3, -4, 233- 3 74 15,
Fax 233-3 73 56
bag-west.dir@muenchen.de

Stadtbezirke 9 Neuhausen – Nymphenburg, 10 Moosach, 
11 Milbertshofen – Am Hart, 24 Feldmoching – Hasenbergl
BA-Geschäftsstelle Nord
Ehrenbreitsteiner Straße 28a, 80993 München
Tel. 15 98 68 93- 1, -2, -3, -5, Fax 159 86 89 21
bag-nord.dir@muenchen.de

Stadtbezirke 5 Au – Haidhausen, 13 Bogenhausen, 14 Berg 
am Laim, 15 Trudering – Riem, 16 Ramersdorf – Perlach, 
17 Obergiesing – Fasangarten 
BA-Geschäftsstelle Ost
Friedenstraße 40, 81660 München
Tel. 233-61 48 -0, -1, -2, -3, -4, -6, 233-6 14 90,
Fax 233-6 14 85
bag-ost.dir@muenchen.de  


